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KLIMA
Sollen 
Inlandsflüge verboten 
werden? Ein 
Pro & Contra

KAUKASUS
Auf den Spuren einer 
2000-jährigen 
jüdischen Tradition. 
Ein Besuch in Georgien

KREUZUNG
Halb Mensch, 
halb Tier: Was 
das Judentum zu 
Chimären sagt

Michael Fürst wundert 
sich über einen Beschluss 
der niedersächsischen 
CDU-Landtagsfraktion 
zum Schächten

Rabbiner David Rosen 
über die Tagung 

»Religionen für den 
Frieden« und die Rolle 

des Glaubens

EINSPRUCH INTERVIEW

»Mehr Gutes als 
Böses«

Herr Rabbiner Rosen, Sie nehmen diese 
Woche in Lindau am internationalen Tref-
fen von mehr als 900 Religionsvertretern 
teil. Was erwarten Sie von der Konferenz 
»Religionen für den Frieden«?
Der wichtigste Zweck ist, die Kontakte und 
die Akteure, die bereits in der Szene aktiv 
sind, zu stärken. Es gibt aber auch spezifi-
sche Programme, zum Beispiel zum Klima-
wandel oder zur Umwelt, zu Schauplätzen 
bewaffneter Auseinandersetzungen und 
dem Ziel, heilige Stätten zu schützen. 

Gerade Letzteres ist nicht einfach. Was 
können Religionsvertreter bewirken?
Es gibt bereits einen globalen Verhaltens-
kodex für heilige Stätten. In Israel gibt es 
einen Rat der führenden Religionsvertreter. 
Wenn ein Angriff auf christliche, musli-
mische oder jüdische Stätten erfolgt, kön-
nen die Mitglieder gemeinsam klarstellen, 
dass dies nicht im Namen der Religion 
geschieht. An einigen Stätten gibt es auch 
Frühwarnsysteme. Es geht aber auch da-
rum, verschiedenen Gemeinschaften die 
Sensibilitäten der anderen beizubringen. 

Es kommt immer wieder zu Anschlägen 
auf Synagogen, Moscheen und Kirchen 
weltweit. Gewalt geht aber auch von reli-
giösen Fanatikern aus. Inwiefern können 
Religionen zum Frieden beitragen? 
Niemals in der Geschichte der Menschheit 
gab es mehr Zusammenarbeit und Kom-
munikation, Verständigung und Initiati-
ven zwischen verschiedenen Religionen als 
heute. Die Medien wollen vor allem das 
Negative zeigen, weil es sensationeller ist 
und das, was Menschen interessiert. Aber 
es gibt so viel Gutes, das von der religiösen 
Welt ausgeht: Philanthropie, Sozialarbeit, 
Betreuung von Bedürftigen und Älteren. 
Ich habe keinen Zweifel: Religion ist in viel 
stärkerem Maß eine Quelle des Guten als 
des Bösen. Natürlich geschehen im Namen 
von Religionen schreckliche Dinge. Aber 
das kann man nicht vergleichen mit der 
enormen Anzahl von guten Taten, die auf 
ihr Konto gehen. 

Gibt es Ihrer Meinung nach Religionen, 
die mehr für den Frieden tun als andere?
Ich denke nicht, dass eine Religion kons-
truktiver ist als die andere. Ob eine Reli-
gion konstruktiv oder destruktiv praktiziert 
wird, hat mit den einzelnen Menschen zu 
tun und auch mit der Frage, wie sicher sich 
Gläubige fühlen. Je weniger sie sich be-
droht fühlen, desto weniger laufen sie Ge-
fahr, missbraucht zu werden. 

Welche Rolle spielt das Judentum?
Unsere Weisen haben niemals gesagt, dass 
es in der Tora nur darum geht, koscher zu 
essen oder Tefillin zu legen. Natürlich sind 
diese Dinge wichtig. Aber der Kern des Ju-
dentums ist die Aussage von Rabbi Akiva: 
Liebe deinen Nächsten wie dich selbst. Und 
Ben Azzai sagte: Jeder Mensch wurde als 
Ebenbild Gottes erschaffen. Wenn wir die-
sen Grundsätzen des Judentums treu blei-
ben, tragen wir zu einer besseren Welt bei. 

g Mit dem Direktor für interreligiöse 
Angelegenheiten des American Jewish 
Committee (AJC) sprach Ayala Goldmann.

Nit möööglich, 
liebe CDU!

Die Älteren unter uns werden sich erin-
nern. Riesige Schlappschuhe, Schlabber-
hosen und eine winzige Geige waren sein 
Markenzeichen: Grock, ein weltberühmter 
Schweizer Clown mit seinem unnachahm-
lich vorgebrachten »Waruuum?«, dem in 
voller Naivität folgte: »Nit möööglich!«

So ähnlich habe auch ich gefühlt. Was 
verleitet eine CDU-Fraktion, in der sich ja 
viele jüdischer Verbundenheit rühmen, 
dazu, uns mit dem Thema Schächten zu 
erfreuen? Wir haben ja in Niedersachsen 
sonst keine Probleme: Die Diesel-VWs tu-
ckern vor sich hin, Fremdenfeindlichkeit, 
Antisemitismus und Rassismus gibt es nur 
anderswo, Schlachthöfe werden geschlos-
sen, weil sie nicht richtig töten, und unser 
Geflügel wird stets artgerecht dem mensch-
lichen Verzehr zugeführt.

Natürlich geht man nicht ganz so weit, 
wie einige meinen, gehört zu haben. Na-
türlich will man nicht das Schächten ver-
bieten, nein, es geht »nur« um das betäu-
bungslose Schächten, und ein bisschen 
Zurückrudern findet auch schon statt. Es 
ging doch nur um 200 Schafe für das Op-
ferfest, für die Muslime eine Ausnahme-
regelung beantragt hatten.

An uns Juden hat man dabei gar nicht 
gedacht. Das kennen wir ja! Dabei gehört 
das betäubungslose Schächten zum Kern 
des jüdischen Ritus. Ein Verbot wäre ein 
nicht hinnehmbarer Frontalangriff auf die 
jüdische Religion – und auf die islamische.

Meine Freunde in der CDU! Juden und 
Muslime begrüßen es sehr, dass Sie sich 
für das Tierwohl engagieren möchten. 
Gerade in unseren Religionen haben Tier-
wohl und artgerechte Haltung einen ho-
hen Stellenwert – und betäubungsloses 
Schächten ist, wenn es richtig gemacht 
wird, gerade keine Tierquälerei.

Aber muss die CDU nun auch noch AfD-
Themen für sich reklamieren, um Wähler 
zu gewinnen? Reicht es nicht, ordentliche 
Politik zu machen? Vorher ein wenig nach-
zudenken, führt meistens zu besseren Re-
sultaten. Der Wähler wird’s belohnen.

g Der Autor ist Vorsitzender des Landes-
verbandes der Jüdischen Gemeinden von 
Niedersachsen.

von rabbiner andrew steiman

Meine Großeltern, die aus Russ-
land in die USA emigrierten, 
leben für mich in meiner Er-
innerung an eine glückliche 

Kindheit in New York fort. Unter meinen 
jüdischen Klassenkameraden war ich einer 
der wenigen, die überhaupt Großeltern hat-
ten, wenn auch nur von der mütterlichen 
Seite. Viele hatten nicht das Glück gehabt, 
einen rettenden Hafen zu erreichen. 

Das war uns stets bewusst, umso mehr, 
als uns mein Großvater bei einem Schul-
ausflug zur Freiheitsstatue begleitete – 
Pflichtprogramm eines jeden New Yorker 
Schülers. Es war ein kalter Novembertag, 
und die Stimmung war gedrückt. Weni-
ge Tage zuvor war Präsident Kennedy 
erschossen worden. Mein Großvater und 
die anderen Erwachsenen schwiegen, die 
Trauer sprang auch auf uns Kinder über.

So standen wir Knirpse am Fuß des 
»neuen Kolosses«, wie die jüdische Dich-
terin Emma Lazarus die Freiheitsstatue 
in ihrem monumentalen Gedicht nannte. 
Berühmt sind ihre Zeilen »Give me your 
tired, your poor, your huddled masses year-
ning to breathe free« (Gebt mir eure Mü-
den, eure Armen, eure geknechteten Mas-
sen, die frei zu atmen begehren). 

Weniger bekannt ist, dass sie die riesige 
Figur im Hafen als Gegenentwurf zu je-
nem antiken Koloss begriff, der ebenfalls 
eine Hafeneinfahrt beherrschte: die von 
Rhodos. Lazarus nannte sie im Gedicht 
»Mother of Exiles« – den französischen 
Stiftern zum Trotz, die ihr Geschenk als 
Ausdruck der gemeinsamen Sehnsucht 
von Franzosen und Amerikanern nach 
Freiheit verstanden wissen wollten.

Lazarus ging es um eine andere Freiheit, 
um andere Werte. Genau darauf wies uns 
mein Großvater hin, als er mit seinem 
jiddischen Akzent das berühmte Gedicht 
vorlas und Folgendes erzählte: Als Lazarus 
die Zeilen schrieb, waren im fernen Russ-

land Pogrome an der Tagesordnung, und 
er, mein Großvater, hatte als Kleinkind erst 
jene zaristischen Pogrome überlebt, dann 
den stalinistischen Terror – und schließlich 
die Schoa. Nun stand er mit seinem Enkel 
am Fuß von Lady Liberty und weinte. 

Es geht um mehr als Freiheit, betonte 
mein Opa vor dem Hintergrund seiner 
eigenen Geschichte. Diese große Frau im 
Hafen weise mit ihrer Fackel den Weg aus 
der Galut, dem Exil. Diese »Mother of Exi-
les« sei wie die biblische Rachel, die um 
ihre Kinder weint, die sie unterwegs ver-
loren hat, führte mein Großvater aus. Sie 
begrüße die Einwanderer als aus dem Exil 
Befreite und vergesse auch jene nicht, die 
es nicht geschafft haben.

»Es rinnen Tränen 
die Wangen der 
Freiheitsstatue hinab.«  
    Senator Charles Schumer

Und zu den »huddled masses yearning 
to breathe free« bemerkte er: Es erinnere 
an die Worte des Jesaja, der von »Verfolg-
ten, von Stürmen umtrieben, ohne Trost« 
spricht, die letztendlich zum »Licht unter 
den Völkern« werden. Dann werde aus der 
»Mutter der Verbannten« die »Mutter in 
Israel«, wie die Prophetin Debora. 

Der Bildhauer Frédéric-Auguste Barthol-
di hatte dabei eher die römische Göttin Li-
bertas im Sinn – anders als Lazarus, die auf 
diesen Kontrast der Kolosse schon im Titel 
des Gedichts hingewiesen hatte. Der New 
Colossus ist die Antithese zum alten Ko-
loss, jenem »Giganten griechischen Ruhms, 
breitbeinig gespreizt von Land zu Land«.

Heute hingegen ist ein anderer Gigant 
mit beherrschendem Schritt am Werk: 
US-Präsident Donald Trump, der Stück 
für Stück eine Reform der Einwande-

rungspolitik umsetzt und es bedürftigen 
Immigranten schwerer, wenn nicht gar un-
möglich machen will, eine dauerhafte Auf-
enthaltsgenehmigung (Green Card) oder 
die Staatsbürgerschaft zu erlangen. Als 
der Chef der Einwanderungsbehörde, Ken 
Cuccinelli, vor Kurzem die verschärften 
Regelungen vorstellte, wurde er gefragt, 
ob das Lazarus-Gedicht für ihn noch zum 
amerikanischen Ethos gehöre. Er bejahte 
die Frage, jedoch mit der Einschränkung, 
es könnten damit sicherlich nur Europäer 
gemeint sein, die zudem den Sozialkassen 
nicht zur Last fallen würden. Die berühm-
te Zeile von Lazarus dichtete er um: »Gebt 
mir eure Müden und eure Armen, die auf 
eigenen Füßen stehen können und nicht 
zur öffentlichen Last werden.« 

Eine breite Debatte setzte daraufhin ein, 
von einigen Kommentatoren als poetische 
Begleitung einer brutalen Einwanderungs-
politik bezeichnet. Unter anderem melde-
te sich der demokratische Senator Charles 
Schumer aus New York zu Wort. Er be-
kannte, dass er mit zweitem Vornamen 
»Ellis« heiße, wie die Insel im Schatten 
der Freiheitsstatue, die Generationen von 
Einwanderern passieren mussten. Seine 
Eltern hätten ihm damit für sein gesamtes 
Leben die Erinnerung an die aus der Ukrai-
ne eingewanderten Vorfahren mitgegeben. 

In dieser Tradition habe er wiederum 
seiner ältesten Tochter den zweiten Vorna-
men »Emma« gegeben – so sehr habe ihn, 
Nachfahre jüdischer Einwanderer, dieses 
Gedicht beeindruckt. Und angesichts der 
aktuellen radikalen Abkehr von der Tra-
dition und humanen Idee amerikanischer 
Einwanderungspolitik fügte er hinzu: »Es 
rinnen Tränen die Wangen der Freiheits-
statue herab.« Sie vermischen sich mit 
den Tränen meines Großvaters von jenem 
Novembertag vor mehr als einem halben 
Jahrhundert.

g Der Autor stammt aus New York und ist 
Rabbiner der Budge-Stiftung in Frankfurt.4 190110 702409
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BERLIN
Richard Semmel floh vor 
den Nazis. In seiner 
Villa residiert heute die 
irakische Botschaft 

BUDAPEST
Er überlebte Schoa und 
Olympia-Attentat 1972 – 
Shaul Ladany ist bei den 
Maccabi Games dabei

BAYREUTH
So jüdisch waren die  
Festspiele noch nie –
Wagner würde sich  
im Grabe umdrehen

Ingo Way hält nichts von 
Schuldzuweisungen nach 
dem Tod der Bloggerin 
Marie Sophie Hingst

Pál Dárdai über 
die European Maccabi 
Games in Ungarn, die 

Eröffnungsfeier und 
No-go-Areas  

EINSPRUCH INTERVIEW

»Emotional 
und ausgelassen«
Herr Dárdai, als Makkabi Deutschland Sie 
gefragt hat, ob Sie Botschafter der Euro-
pean Maccabi Games (EMG) werden wol-
len, haben Sie sofort zugesagt. Warum lie-
gen Ihnen die Spiele so am Herzen?
Wenn mehr als 3000 jüdische Sportler aus 
ganz Europa nach Budapest kommen, um 
die größten jüdischen Wettkämpfe der 
Nachkriegsgeschichte auszutragen, muss 
man das einfach gut finden und unterstüt-
zen. Und dass die Spiele in Ungarn stattfin-
den, hat natürlich auch eine Rolle gespielt. 
Ungarn ist meine Heimat, Deutschland ist 
nach mehr als 20 Jahren eine zweite Hei-
mat geworden. Da hat die Anfrage von Prä-
sident Alon Meyer und den anderen Mak-
kabäern einfach gepasst.

Wie haben Sie die große Eröffnungsfeier 
der EMG am Dienstagabend erlebt? 
Das war sehr beeindruckend, ausgelassen 
und berauschend. Professionell organisiert 
war es auch. Mit mehr als 3000 Athleten ist 
es ja immerhin auch eine Großveranstal-
tung. Was mir gefallen hat: Es war extrem 
emotional, aber auf eine glaubwürdige Art 
und Weise. Wenn man sich mit den einzel-
nen Sportlern unterhält, versteht man: Jeder 
hat sich vier Jahre lang auf die EMG vorbe-
reitet, und mit der Eröffnung, die auch eine 
große Party ist, geht es dann endlich los.

Welche Wettkämpfe werden Sie sich an-
sehen?
Fußball natürlich! Da bin ich sehr gespannt. 
Vielleicht entdecken wir ja das eine oder an-
dere junge Talent. Ich mag auch Tennis und 
alle Wassersportarten sehr. 

In Budapest ist es zurzeit sehr heiß. Wel-
che Tipps haben Sie als Profitrainer für die 
Makkabäer? 
Ich hoffe, dass die Schiedsrichter den Spie-
lern ausreichend Trinkpausen gewähren; 
außerdem vertraue ich darauf, dass die 
Makkabäer in den vergangenen Monaten 
so trainiert haben, dass sie das Wetter gut 
vertragen. Ich habe einen guten Eindruck 
von den Jungs und Mädels. Die packen das!

Was sollten sich die Sportler nach den 
Wettkämpfen auf jeden Fall in Budapest 
ansehen? 
Da ist zum einen natürlich die Große Syna-
goge. Mit fast 3000 Plätzen ist sie die größ-
te in Europa. Die Donau und das Parlament 
sollte auch jeder einmal gesehen haben, 
besonders abends, wenn alles beleuchtet ist. 
Und für alle Makkabäer, die etwas zu feiern 
haben, kann ich die Kneipen, Bars und Res-
taurants im alten jüdischen Viertel empfeh-
len, das zum Ausgehen sehr beliebt ist.

In Berlin und anderen Städten Europas wird 
über No-go-Areas für Juden diskutiert. Kön-
nen sich die Sportler in Budapest mit Kippa 
oder Magen David gefahrlos bewegen?
Ich habe von den Diskussionen am Rande 
immer wieder einmal etwas mitbekommen. 
Dass wir darüber sprechen müssen, ist trau-
rig. Aber zu Ihrer Frage: Ich kenne Buda-
pest extrem gut. Hier sind Juden absolut 
sicher – auch mit Kippa.

g Mit dem EMG-Botschafter und Fußball-
trainer sprach Philipp Peyman Engel.

Das Ende der 
Kritik

Die Bloggerin und Historikerin Marie So-
phie Hingst ist tot. Obwohl die genaue 
Todesursache noch nicht bekannt ist, deu-
tet vieles auf Selbstmord hin. Und weil 
vor wenigen Wochen im »Spiegel« ein 
längerer Artikel erschienen war, in dem 
nachgewiesen wurde, dass Hingst sich in 
ihrem preisgekrönten und viel gelesenen 
Blog eine ausgedachte jüdische Familien-
geschichte zurechtgelegt und obendrein 
die Namen von 22 nicht existierenden Fa-
milienangehörigen, die angeblich in der 
Schoa ermordet worden waren, an die Ge-
denkstätte Yad Vashem übermittelt hatte 
(in Wirklichkeit war Hingst eine protes-
tantische Pfarrerstochter), stellen manche 
Feuilletons einen Kausalzusammenhang 
her und werfen medienethische Fragen 
auf: Hat der »Spiegel« die psychisch labile 
junge Frau durch seine Berichterstattung 
etwa in den Selbstmord getrieben?

Derartige Spekulationen sind zurückzu-
weisen. Die Gründe, warum sich jemand 
das Leben nimmt, sind vielfältig, und 
von Schuldzuweisungen an Dritte raten 
Psychologen dringend ab. Zudem war 
die »Spiegel«-Recherche sachlich und in-
haltlich einwandfrei und keineswegs rei-
ßerisch. Was würde daraus folgen, wenn 
man die Verantwortung für einen Selbst-
mord den Journalisten vor die Füße legt? 
Soll nun über Lügner und Hochstapler, die 
sich eine Holocaust-Biografie anmaßen, 
nicht mehr berichtet werden? Das wäre 
das Ende jeder Kritik. Eine solche Forde-
rung gleicht moralischer Erpressung.

»Wer Holocaust-Opfer erfindet, ver-
höhnt im Nachhinein all jene, die wirklich 
von den Nazis gequält und umgebracht 
wurden«, heißt es in der Reportage des 
»Spiegel«-Autors Martin Doerry, dessen 
eigene Großmutter Lilli Jahn in Auschwitz 
ermordet wurde – womit sich auch die 
(rhetorische) Frage nach Doerrys Erkennt-
nisinteresse im Fall Hingst beantwortet. 

Ob und warum die 31-Jährige sich das Le-
ben genommen hat, ist nicht geklärt. Dass 
sie suizidgefährdet war, konnten die be-
richtenden Journalisten nicht wissen. Und 
es läge auch nicht in ihrer Verantwortung.

g way@juedische-allgemeine.de

Urlaub  
zu Hause

DEUTSCHLANDTOUR  
Unfaire Tipps für die schönste 

Zeit des Jahres

von louis lewitan

Sie wollen morgens an der Klage-
mauer beten, nachmittags im Meer 
schwimmen und abends in Jaffo 
einen süßen Tee mit Minze schlür-

fen? Nur zu! Nach wenigen Flugstunden 
sitzen Sie schon am Gordon Beach und 
freuen sich des Lebens. Wäre da nicht ein 
Problem: Sie denken, handeln und fühlen 
ökologisch. Dann kommen Sie nicht um 
die existenzielle Frage herum: Wie lässt 
sich ein nachhaltiges Leben mit einem Ab-
stecher nach Israel vereinbaren? 

Wenn Sie fair reisen wollen, bleibt Ih-
nen nichts anderes übrig, als sich mit dem 
E-Scooter oder gleich zu Fuß auf den Weg 
ins Gelobte Land zu machen. Allerdings 
darf bezweifelt werden, dass der Ewige 
Sie, wie zu Moses Zeiten, tagsüber mit ei-
ner Wolkensäule und des Nachts mit einer 
Feuersäule sicher führen wird.  

Bevor die Reise als Albtraum schon in 
Rosenheim endet, sollten Sie ein paar ande-
re Möglichkeiten durchdenken. Besonders, 
wenn Sie das schlechte Gewissen plagt 
und das Grübeln um Ihren ökologischen 
Fußabdruck Ihnen den Schlaf raubt. Spä-
testens dann, wenn Sie wegen Ihres CO2-
Ausstoßes Panikattacken erleiden, sollten 
Sie einen mit grünem Bio-Siegel zertifizier-
ten Psychotherapeuten aufsuchen. 

Eine nicht minder verlockende Alternati-
ve ist ein Urlaub im eigenen Land. Lernen 
Sie als Jude die fantastischen Naturschön-
heiten der schneebedeckten Alpengipfel 
oder die charmanten Heilbäder an der 
Ostsee kennen. Die Vorzüge eines Urlaubs 
in Deutschland liegen auf der Hand: Sie 
müssen nicht vor Brandbomben aus Gaza 
fliehen – und vor allem: Sie haben keine 
negative Öko-Bilanz. 

Daher seien Ihnen hier einige unfaire 
Tipps für Urlaubsziele in der näheren Um-
gebung genannt. 

Sind Sie mehr der Abenteuertyp, der 
nach Abwechslung dürstet? Dann tragen 
Sie zur Biodiversität bei und besuchen Sie 
die Sächsische Schweiz, wo sich Fuchs und 

Hase, Skinheads und Neonazis sanft »Gute 
Nacht« sagen. Bei betörenden Uhu-Rufen 
können Sie auf einsamen Wehrhöfen 
scheue völkische Siedler erblicken, die ihre 
Trutzburg mit Blut und Schweiß vor einer 
drohenden Flüchtlingsinvasion schützen.

Zählen Sie hingegen eher zu den bil-
dungshungrigen Hobbyhistorikern? Dann 
fahren Sie nach Bayern in die frühere 
Welthauptstadt der Bewegung, wo Sie in 
der Nähe des ehemaligen Konzentrations-
lagers Dachau im Schatten der Vergangen-
heit Ihren Wissensdurst mit kühlem, fair 
gehandeltem Bier löschen können. 

Wie lässt sich nachhaltiges 
Leben mit einer Reise  
nach Israel vereinbaren?

Stehen Sie mehr auf Kulturreisen? Sind 
Sie gar eitel und brauchen Beachtung? 
Dann kaufen Sie sich ein Bahnticket nach 
Marzahn-Hellersdorf, Berlins spannungs-
geladene Neonazi-Hochburg. Setzen Sie 
dort eine Kippa mit Davidstern auf. Schon 
nach wenigen Augenblicken werden Sie 
als Vorkommnis in die gesonderte Statis-
tik über judenfeindliche Straftaten aufge-
nommen werden. 

Am Abend können Sie mit dem Spar-
tarif nach Mecklenburg weiterreisen, um 
dort auf die Pirsch zu gehen und zu stu-
dieren, wie die Angst vor dem Fremden 
grassiert, kontaktfreudige Volksdeutsche 
Flüchtlingsunterkünfte belagern und Jagd 
auf kriminelle Ausländer machen. 

Blühen Sie eher in fremden Kulturen 
auf? Dann sollten Sie auf Erkundungstour 
über geheimnisvolle Hinterhöfe gehen, in 
denen es nach Kardamom und Eukalyp-
tus riecht, wo handgefertigte Bio-Seife aus 
Aleppo verkauft wird und Salafisten den 
Koran verschenken. Hier ist Bonn und 
speziell der Ortsteil Bad Godesberg mit 
seiner blühenden Moscheenlandschaft 
der richtige Ort für Sie. 

Zizit und Streijmel sollten Sie vielleicht 
ausnahmsweise im Hotel lassen – aus dem 
Abenteuer soll ja keine Gefahr für Leib 
und Leben werden. Wollen Sie sich aller-
dings in Form halten, nehmen Sie Ihre 
Utensilien mit. Wenn es zum Zusammen-
prall kommt, heißt es dann nur: Augen zu 
und weg! So halten Sie sich fit und polie-
ren zugleich Ihre Öko-Bilanz auf, statt sie 
zu ruinieren.

Interessieren Sie sich für den interkul-
turellen Austausch, müssten Sie sich dann 
doch wieder nach Berlin bewegen. Der Al-
Quds-Tag, wenn am Kurfürstendamm all-
jährlich zur Befreiung Jerusalems von den 
zionistischen Besatzern aufgerufen wird, 
bietet Ihnen unverwechselbare kulturel-
le Begegnungen. Im Hier und Jetzt kön-
nen Sie die gewaltfreie Kommunikation 
mit Hisbollah-Anhängern und militanten 
Rechtsextremisten üben. 

Für Fortgeschrittene empfiehlt es sich, 
zu diesem Anlass die Israel- und die 
Queer-Fahne hochzuhalten – wenn mög-
lich, länger als drei Minuten. Rufen Sie 
laut zur Solidarität mit Israel auf! Sie wer-
den zeitnah am eigenen Leib erfahren, wie 
eine Woge von Sympathie sie überrollt. 

Sollte Ihnen keiner dieser Tipps zusa-
gen, bleiben Sie einfach daheim und lesen 
Sie genüsslich den brandaktuellen Verfas-
sungsschutzbericht voller Insiderwissen 
und spannender Plots. 

Vom Sofa aus können Sie gemütlich 
nicht nur Ihre jüdischen Neurosen weiter 
pflegen, sondern auch Ihren Energie- und 
Rohstoffverbrauch drastisch mindern. So 
bleiben Sie definitiv im Rahmen ihres kli-
maverträglichen Jahresbudgets. 

Und wenn Sie die Sehnsucht nach Is-
rael dennoch packt? Dann geben Sie sich 
einen Ruck und greifen Sie auf den altbe-
währten Ablasshandel zurück. Durch eine 
Ausgleichszahlung können Sie auf elegante 
Weise ihren CO2-Verbrauch neutralisieren 
– und Ihre Spende von der Steuer absetzen. 

g Der Autor ist Psychologe und Stress-
berater in München.4 190110 702409
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BUNDESWEHR
Annegret 
Kramp-Karrenbauer zur 
jüdischen Militärseelsorge. 
Ein Gastbeitrag 

LICHTERFEST
Die Chanukkia soll 
nach außen hin 
sichtbar sein – und das 
Wunder verkünden

Daniel Zylbersztajn  
fragt sich, ob Labour nach 
der Wahlniederlage das  
Antisemitismusproblem 
angeht

Nils Busch-Petersen über 
Louis Lewandowski,  

ein Konzert in Halle und 
den ältesten jüdischen 

Chor der Welt 

EINSPRUCH INTERVIEW

»Mit Lederhose 
und Kippa«

Herr Busch-Petersen, heute beginnt in 
Potsdam das 9. Louis Lewandowski Fes-
tival. Ein Jahr wie jedes andere?
Nein, denn Sicherheit hat einen ganz ande-
ren Stellenwert. Bei unseren Gästen spielt 
dieses Thema eine größere Rolle. Bisher hat 
uns nie jemand dazu befragt. Jetzt, nach Hal-
le, schon. Da sind wir aber gut aufgestellt.

In Halle fand am vergangenen Sonntag 
bereits ein erstes Konzert statt. Eine spon-
tane Planänderung? 
Die Überlegung, das zu machen, kam mir 
bereits am Abend von Jom Kippur, als ich 
zur Synagoge Pestalozzistraße fuhr, um 
Unterstützung zu zeigen. Schon auf dem 
Weg dorthin dachte ich: Dieser Unkultur 
muss man mit dem einzig Sinnvollen be-
gegnen – mehr Kultur. So entstand die Idee, 
der Stadt Halle ein Konzert zu schenken.

Wie kam diese Geste an?
Das Echo war groß. Das Konzert in Halles 
zentraler Stadtkirche war sehr gut besucht, 
ein aufmerksames, freundliches und be-
geisterungsfähiges Publikum empfing uns, 
darunter auch viele Gemeindemitglieder. 
Die ganze Zeit dachte ich an die geöffne-
ten Pforten beim 150. Jubiläum der Neuen 
Synagoge Oranienburger Straße, wo unser 
Namensgeber Louis Lewandowski Dirigent 
war. Die Gemeinde in Halle jedoch wurde 
durch ihre verschlossene Pforte geschützt. 
Aus diesem Spannungsbogen – von der Mit-
te des 19. Jahrhunderts bis heute – resultiert 
die Aufgabe für jeden von uns, nicht aufzu-
geben in dem Bemühen, dass Synagogen in 
Deutschland eines Tages keinen besonderen 
Schutz mehr benötigen. 

Nach welchen Kriterien gestalten Sie als 
Direktor das Festival?
Es gibt immer drei Prämissen: ein Leitthe-
ma, einen Lewandowski-Schwerpunkt und 
mindestens ein Ensemble aus Israel.

Für welches musikalische Motto haben 
Sie sich diesmal entschieden? 
»Südsterne« – damit sind Komponisten der 
süddeutschen Tradition gemeint, Bayern 
und Baden-Württemberg, wie Maier Kohn, 
Max Löwenstamm, Emanuel Kirschner, 
Heinrich Schalit und Hugo Chaim Adler. 
Auf unserem Plakat zeigen wir Louis Le-
wandowski mit Lederhose und Kippa. 

Wo im Programm kommt Musik von Lou-
is Lewandowski vor? 
Beim Zusatzkonzert »Louis’ Lieblinge« vor 
dem Schabbatgottesdienst in der Pestalozzi- 
straße – der wohl einzigen Synagoge welt-
weit, die seine Liturgie so pur weiterträgt. 

Wie spiegelt sich die internationale Vielfalt 
im Programm wider?
Aus Israel kommt mit dem Moran Choir ei-
ner der besten Jugendchöre der Welt. Aus 
den USA nimmt bereits zum dritten Mal der 
Zamir Choir teil, und erstmalig treten bei 
uns die Baruch Brothers auf, ein gemischter 
Chor aus Belgrad – der älteste noch beste-
hende jüdische Chor der Welt.

g Mit dem Direktor des Louis Lewandow-
ski Festivals sprach Katharina Schmidt-
Hirschfelder.

Es ist nicht 
nur Corbyn

Labour hat in Großbritannien die Parla-
mentswahlen deutlich verloren. Inwieweit 
dies auch mit den Antisemitismusvorwür-
fen gegen den Vorsitzenden Jeremy Corbyn 
zu tun hat, lässt sich schwer sagen.

Aber es ist diese krachende Niederlage, 
die den Weg zu einer deutlicheren Kritik 
an der Labour-Führung frei machen könn-
te. Beispielsweise sagte Polly Toynbee, 
eine labourfreundliche Kolumnistin, dass 
Corbyn bloß seine Beziehungen zu Extre-
misten und Judenhassern vertuschen woll-
te. Wie schwierig aber die Hoffnung auf 
einen Wandel in der britischen Politik ist, 
offenbarte die Oberhausabgeordnete Jen-
nifer Tonge, eine Ex-Liberale, die tönte, die 
Labour-Niederlage sei »die Schuld der Is-
raellobby«, und der britische Oberrabbiner 
»tanzt wahrscheinlich dazu«.

Derzeit ist es so, dass man Corbyn gar 
nichts glaubt. Das zeigte sich besonders an 
einem Beispiel, das – ausnahmsweise – ein-
mal nichts mit Juden zu tun hatte: Corbyn, 
eigentlich ein Antiroyalist, hatte erzählt, er 
verfolge zu Weihnachten immer frühmor-
gens die Fernsehbotschaft der Queen; als 
die Interviewerin ihn darauf hinwies, dass 
diese traditionell nicht morgens, sondern 
nachmittags ausgestrahlt wird, war auch 
dem letzten Zuschauer klar, was von Cor-
byns Glaubwürdigkeit zu halten ist.

Für jüdische Wähler waren nicht nur 
Labours Versprechen sozialer und öko-
logischer Investitionen und die Option, 
eventuell doch noch den Brexit zu verhin-
dern, zu unglaubwürdig. Vor allem ging es 
ihnen um Schutz vor Antisemitismus, und 
der ist eher von Johnson zu erwarten.

Also doch die Tories? Nein, dort wurden 
nun zwei Abgeordnete gewählt, die Ver-
schwörungstheorien über George Soros 
verbreiten. Die Tories haben eine Untersu-
chung eingeleitet. Es ist schließlich nicht 
das erste Mal, dass Vorurteile, seien sie an-
tisemitisch, rassistisch oder islamophob, in 
der Partei verbreitet werden. Dass aber Bo-
ris Johnson sich für eine Bemerkung über 
muslimische Frauen, die Niqab tragen, ent-
schuldigt hat, lässt auf Besserung hoffen.

g Der Autor arbeitet als Großbritannien-
Korrespondent in London.

Wir bleiben dabei
GEMEINDETAG Auch nach Halle lautet das Motto des diesjährigen 

Treffens in Berlin: »In Deutschland zu Hause«

von josef schuster

Es gibt zwei Termine im Kalender 
des Zentralrats, auf die ich von 
Gemeindemitgliedern immer wie- 
der ungeduldig angesprochen 

werde: Wann findet die nächste Jewrovi-
sion statt? Und: Wann ist wieder Gemein-
detag?

Doch während bei der Jewrovision vor 
allem unsere jungen Gemeindemitglieder 
zappelig werden, zieht sich die Vorfreu-
de auf den Gemeindetag quer durch alle 
Altersstufen. Denn mit unserem viertägi-
gen Event, das in diesem Jahr zum dritten 
Mal in Berlin stattfindet, sprechen wir alle 
an, von Jung bis Alt, vom Single bis zur 
vielköpfigen Familie, von traditionell bis 
säkular.

In diesem Jahr ist allerdings neben der 
Vorfreude auf das »Mini-Machane für 
Erwachsene«, wie mein Vorgänger und 
Schöpfer des Gemeindetags, Dieter Grau-
mann, es nannte, auch zu spüren, dass es 
großen Gesprächsbedarf gibt. Denn die 
politische Entwicklung in Deutschland 
macht vielen von uns Sorgen. Deshalb 
möchten wir uns miteinander und mit 
den Politikern, Wissenschaftlern und Pub-
lizisten austauschen, die beim Gemeinde-
tag zu Gast sein werden. 

Diesen Gesprächsbedarf greifen wir auf. 
Dem politischen Gespräch mit hochkarä-
tigen Gästen haben wir auf diesem Ge-
meindetag noch mehr Raum gegeben. Da-
bei weichen wir keinem aktuellen Thema 
aus. In fünf thematische Blöcke teilen sich 
die Podiumsdiskussionen und Werkstatt-
gespräche auf: Bildung, Demokratie stär-
ken – Antisemitismus bekämpfen, Israel, 
Jüdische Gemeinden und Glauben sowie 
– erstmals – Jüdisch-Muslimischer Dialog.

Den Gemeindetag haben wir mit einem 
Leitgedanken überschrieben, der den 
Grundtenor beschreibt, unter dem alle 
Diskussionen stattfinden: In Deutschland 
zu Hause. Ich will nicht verschweigen, 
dass wir diesen Leitgedanken vor Jom 

Kippur entwickelt haben. Dann geschah 
der rechtsterroristische Anschlag von Hal-
le. Und die Stimmen in der jüdischen Ge-
meinschaft, die Deutschland als Zuhause 
infrage stellen, wurden lauter. Müssen wir 
also hinter unseren Leitgedanken ein Fra-
gezeichen setzen?

Vielleicht überrascht es Sie, aber ich 
sage: Definitiv nein!

Es ist nicht so, dass ich die Lage in 
Deutschland schönreden oder nicht sehen 
will. Nicht nur Halle, sondern auch viele 
weitere antisemitische Übergriffe im Jahr 
2019 sowie die hohe Zustimmung der 
Wähler für die immer radikalere AfD sind 
extrem beunruhigend und stimmen mich 
nachdenklich. 

Die politische Entwicklung 
in Deutschland macht 
vielen von uns Sorgen.

Doch festzuhalten bleibt auch: Es war 
genau die Absicht des Attentäters von 
Halle, Juden dazu zu bringen, Deutschland 
nicht länger als ihre Heimat zu betrachten. 
Wer jetzt über Auswandern nachdenkt, 
spielt dem Attentäter in die Hände. Als 
erster Reflex nach dem Anschlag sind sol-
che Gedanken mehr als verständlich. Wir 
dürfen aber auch nicht übersehen, dass 
neben den staatlichen Institutionen auch 
die große Mehrheit der Bevölkerung die 
Ansichten des Attentäters nicht teilt. Im 
Gegenteil: solche Ansichten verabscheut 
und verurteilt.

Daher ist für mich die entscheiden-
de Frage: Was muss passieren, damit 
Deutschland unser Zuhause bleiben kann? 
Und auch noch das Zuhause unserer Kin-
der und Enkel. Diese Frage lässt sich nicht 
in einem Satz beantworten. Ich will nur 
ein paar Gedanken anreißen.

Neben besseren Schutzmaßnahmen 
unserer Einrichtungen durch die Polizei 

muss sich vor allem gesellschaftlich et-
was ändern. Der Kampf gegen den Anti-
semitismus muss beherzter geführt wer-
den – von allen. Der Zentralrat der Juden 
konzentriert sich derzeit auf die Schulen: 
Durch unsere inzwischen dreijährige Zu-
sammenarbeit mit der Kultusministerkon-
ferenz, durch unsere Arbeit zur Verbes-
serung der Schulbücher und durch unser 
Begegnungsprogramm Likrat, das 2020 
unter neuem Namen fortgeführt und aus-
geweitet wird, versuchen wir, vor allem 
bei jungen Menschen Antisemitismus 
vorzubeugen und Vorurteilen entgegenzu-
wirken.

Hinzu kommen weitere Mosaiksteine 
wie unser Wirken auf vielen Ebenen ge-
gen Hate Speech im Internet oder unser 
Engagement für rechtliche Verbesserun-
gen wie eine Verschärfung des Strafrechts. 
Auch die Berufung von Militärrabbinern 
in die Bundeswehr wird zum Abbau von 
Antisemitismus beitragen. 

Ich bin davon überzeugt, dass wir sehr 
viel erreichen können, um Deutschland zu 
einem liebens- und lebenswerten Zuhause 
zu machen, nicht nur für Juden, sondern 
für alle Bürger. Dafür ist es notwendig, 
dass alle Demokraten an einem Strang 
ziehen und ihren Optimismus nicht ver-
lieren. 

Der Gemeindetag wird uns Gelegenheit 
geben, uns über diese Fragen auszutau-
schen und unsere Gedanken und Beden-
ken auch gegenüber der Politik zu arti-
kulieren. Wir werden dies als kraftvolle 
jüdische Gemeinschaft tun, die selbstbe-
wusst sagt: In Deutschland zu Hause!

In diesem Sinne wünsche ich allen Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern des Ge-
meindetags und allen, die die Veranstal-
tung über die Livestreams und sozialen 
Medien verfolgen, vier Tage intensiver Be-
gegnungen, bereichernder Gespräche und 
eines fröhlichen Miteinanders!

g Der Autor ist Präsident des Zentralrats 
der Juden in Deutschland.4 190110 702409
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EINSPRUCH

Chag sameach,
meine Damen!

Habe ich schon gesagt, wie sehr ich meine
Religion liebe? Ich liebe sie aus vielen Grün-
den, aber vor allem, weil sie mich immer
wieder überrascht, besonders vor den Feier-
tagen! Ich habe nämlich gelesen, dass einige
unserer orthodoxen Weisen in den USA
sich etwas Besonderes haben einfallen las-
sen: Shmuel Blitz hat in der ArtScroll Chil-
dren’s Haggadah die Frauen eliminiert. Pes-
sach findet praktisch ohne sie statt, Mosche
hat die Mazza ganz alleine gebacken.

Wow. Das nenne ich männliche Emanzi-
pation! Das Haus chametzfrei machen,
staubsaugen, Chametzhaltiges wegwerfen –
alles ganz allein in der Männer Hand! Den
Sederteller vorbereiten, anstehen beim
Metzger für die Knochen, die richtigen
Kräuter besorgen, Mazzesuppe kochen – ja,
alles Männersache. Vom Charosset mal ganz
abgesehen. Ich finde das einen echt mutigen
Plan, denn der Sederabend ist, was die Vor-
bereitungen betrifft, nicht ganz ohne, aber
was wissen Männer schon davon? Wird
wirklich Zeit, sie damit zu konfrontieren!
Trumps systemverändernde Intelligenz
scheint ihre Wirkungen zu entfalten.

Oder ist diese Haggada bloß reine Theo-
rie? Und in der Praxis müssen doch die Mä-
dels ran? Ein paar namenlose Weiber wer-
den in den Texten erwähnt, ansonsten wird
für die Kinder, ich vermute nur Jungs, eine
frauenlose Welt entworfen, damit sie end-
lich ... Ja, damit sie was? Nicht abgelenkt
werden? Durch was genau? Durch den Fakt,
dass diese Welt bevölkert wird von Män-
nern und Frauen? Dass Frauen existieren,
sollten Jungs schon früh lernen, finde ich,
sonst wird das später ein großer Schock.
Spätestens beim vorschriftsmäßigen Kin-
derkriegen werden gerade diese orthodoxen
Jungs ganz nervös und abgelenkt. Aber viel-
leicht verstehe ich das alles nicht, ich bin
einfach zu oberflächlich und pragmatisch. 

Für dieses Pessach, meine lieben Damen,
wünsche ich Chag sameach! Lehnen Sie
sich endlich mal zurück und lassen die Män-
ner machen, allen voran Shmuel Blitz!

Jüdische Allgemeine

Adriana Altaras
freut sich, dass Pessach
in diesem Jahr allein in
Männerhand ist

Aaron Eckstaedt über
den Fall von Friedenau

und Antisemitismus
unter Schülern

arabischer Herkunft

www.juedische-allgemeine.de

INTERVIEW

»Es brodelt immer
irgendwo«

Herr Eckstaedt, wie viele Schüler wechseln
wegen antisemitischer Vorfälle wie in Frie-
denau (vgl. S. 14) ans Jüdische Gymnasium?
Es sind etwa sechs bis acht Schüler pro Jahr,
die zu uns kommen und von ähnlichen Vorfäl-
len berichten. Die Zahl ist seit Jahren konstant. 

Was haben die Kinder vorher erlebt?
Es gab Fälle, in denen Schüler etwa Referate
zum Judentum und zu jüdischen Feiertagen
hielten und sich damit als Juden zu erkennen
gaben – das zog Bemerkungen mit mobben-
dem Charakter nach sich. Wer so etwas erlebt
hat, will oft nicht mehr in die Klasse zurück.

Wie fangen Sie diese Schüler auf?
Wir haben den großen Vorteil, dass wir eine
Privatschule sind. Das heißt, ich kann den Kin-
dern sofort sagen: »Wenn es euch in der Klas-
se schlecht geht, fangt morgen bei uns an.«
Das geht von einem Tag auf den anderen,
auch mitten im Schuljahr. Nach einigen Probe-
tagen kann dann sofort ein Schulvertrag mit
der Jüdischen Gemeinde geschlossen werden.

Dennoch gibt es auch an anderen Schulen
jüdische Schüler. Der Friedenauer Direktor
sagte uns, seine Schule habe »keine Erfah-
rung mit jüdischen Schülern, die wie der
14-Jährige offen mit ihrer Religion umge-
hen«. Wie bewerten Sie diese Aussage?
An einer Schule mit mehrheitlich arabischen
und türkischen Kindern sagt ein jüdisches
Kind nicht laut, dass es jüdisch ist. Im Schul-
ausschuss der Jüdischen Gemeinde war es
kürzlich Thema, dass wir es im Moment mit
einem sich manifest äußernden Antisemitis-
mus von Schülern arabischer Herkunft zu tun
haben. Das ist in fast allen Fällen so, von de-
nen uns berichtet wurde. Diese Feindschaft
basiert auf Nichtwissen und Vorurteilen. Ein
Schüler allein ist überfordert damit, das in
seiner Klasse zu ändern. Antisemitismus ist
ein gesellschaftliches Problem.

Die Schüler werden vor allem von ihren El-
tern erzogen. Welche Möglichkeiten haben
Schulen, sie zu beeinflussen?
Wer, wenn nicht die Schulen? Unser Bildungs-
auftrag lautet: erziehen und unterrichten.
Das Erziehen steht dabei an erster Stelle. Da
geht es um Erziehung zu Mündigkeit, Demo-
kratie und Toleranz. Das ist unsere Kernauf-
gabe. Jede Unterrichtsstunde, Klausur, Arbeit
muss diese Ziele enthalten. Man muss die
Klasse, soziale Kompetenzen, das Team und
das Bewusstsein von Vielfalt stärken und da-
mit didaktisch-methodisch arbeiten.

Wo sehen Sie mehr Handlungsbedarf, bei
der Politik oder den Schulen? 
Die Schule wird nicht selten institutionell
überfordert: Sie soll alles lösen, was die Gesell-
schaft nicht lösen kann. Es brodelt immer ir-
gendwo. Wenn so etwas passiert, gibt es einen
offiziellen Notfallplan des Berliner Senats. Es
ist wichtig, möglichst schnell zu reagieren und
die entsprechenden Schritte einzuleiten. Zu-
erst schütze ich das Opfer, dann schalte ich
andere Stellen ein wie Klassenlehrer, Schul-
psychologen, Klassenkonferenz, Schulaufsicht,
Antidiskriminierungsstelle. Präventivmaßnah-
men reichen da nicht mehr aus. 

Mit dem Schulleiter des Jüdischen Gymna-
siums sprach Katharina Schmidt-Hirschfelder.
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Rund 61,5 Millionen Deutsche sind
bei der Bundestagswahl im Sep-
tember wahlberechtigt. Und da
im Saarland, in Schleswig-Hol-

stein und Nordrhein-Westfalen Landtags-
wahlen stattfanden beziehungsweise noch
stattfinden werden, dürfen 16,2 Millionen
Deutsche auch noch ihre Landesparlamen-
te wählen. Manch einer stöhnt über solche
Superwahljahre, weil sie die politische
Handlungsfähigkeit einschränken und Pa-
rolen statt politische Praxis den Alltag be-
herrschen.

Darüber vergessen wir manchmal, wie
wertvoll das Privileg ist, wählen zu kön-
nen. Freie, geheime und gleiche Wahlen ge-
hören zu den Errungenschaften der De-
mokratie, die wir allzu häufig als selbstver-
ständlich hinnehmen. Derzeit genügt je-
doch ein Blick in die Türkei, um zu sehen,
wie schnell wesentliche Elemente einer De-
mokratie abgeschafft oder ausgehöhlt wer-
den können.

Ebenso sollte uns der Blick zurück leh-
ren, unsere Wahlfreiheit zu schätzen. Dazu
müssen wir gar nicht bis zum Nationalso-
zialismus zurückgehen. Auch in der DDR
gab es keine echte Wahlfreiheit. Es liegt in
Deutschland also wahrlich noch nicht lan-
ge zurück, dass Bürger in ihrer Freiheit ein-
geschränkt waren.

Dennoch, so scheint es mir, genießt ge-
rade die Freiheit nicht die Wertschätzung,
die ihr zukommt. Das Pessachfest sollten
wir in diesem Jahr zum Anlass nehmen,
um für den guten Ruf der Freiheit zu
kämpfen!

Es sind derzeit in Deutschland vor allem
die Rechtspopulisten, die den Ruf der Frei-
heit beschädigen. Zum einen nutzen sie ei-
nige Freiheiten auf unverantwortliche Wei-
se für ihre Zwecke aus: Dazu zählen die
Versammlungs- und die Meinungsfreiheit.
Auf ihren Demonstrationen und Parteiver-
anstaltungen wettern sie gegen Medien

und angebliche Meinungskartelle. Damit
wollen sie sowohl die Meinungs- und Pres-
sefreiheit diskreditieren als auch Begriffe
und Weltanschauungen salonfähig ma-
chen, die zu Recht bisher als Tabu galten.
Wer von einem »Schuldkomplex« oder
»Überfremdung« spricht und »völkisch«
als harmlose Vokabel verkaufen möchte,
der will nicht zur Meinungsvielfalt beitra-
gen, sondern eine braune Gesinnung rein-
waschen und in die politische Debatte ein-
speisen.

Auf Demonstrationen oder Internet-
Plattformen bewegen sich Rechtspopulis-
ten oft haarscharf an der Grenze, wo Mei-
nungsfreiheit aufhört und Diskriminie-
rung oder Volksverhetzung beginnt. Damit
reizen sie das hohe Gut der Meinungsfrei-
heit skrupellos aus.

Vor allem aber missachten sie das Wich-
tigste: Freiheit bedeutet immer auch Ver-
antwortung. Nur wer verantwortungsvoll
mit seiner Freiheit umgeht, wird ihr ge-
recht. Bei Pegida, AfD und Konsorten ist
davon nichts zu spüren.

Statt Verantwortung zu übernehmen,
machen sie den Bürgern Angst. Sie schü-
ren Angst vor einer angeblichen Islamisie-
rung Deutschlands, Angst vor dem Euro,
Angst vor Lebensformen, die nicht von der
Mehrheit geteilt werden. Wer Angst hat,
sehnt sich nicht nach Freiheit, sondern
nach starken Führern. An diese Führer de-
legieren verunsicherte Bürger ihre Verant-
wortung. Genau das wollen die Rechts-
populisten erreichen.

Denn sie wollen Freiheiten und Rechte
nur jenen zugestehen, die in ihr Weltbild
passen. Ausländer, Flüchtlinge und Musli-

me zählen nicht dazu. Juden im Zweifels-
fall auch nicht. Religionsfreiheit ja, aber
nicht für alle. Damit beschädigen die
Rechtspopulisten die Freiheit stärker, als
uns derzeit bewusst ist. Das dürfen wir
nicht hinnehmen und erst recht nicht mit-
machen!

Freiheit ist sicher manchmal anstren-
gend. Sie verlangt von uns Entscheidun-
gen, Verantwortungsbewusstsein und Kre-
ativität. Es gilt, wie Alt-Bundespräsident
Joachim Gauck sagte, »die Freiheit in der
Freiheit zu gestalten«. Als Juden wissen
wir, die Freiheit von der Sklaverei in Ägyp-
ten mündete in die Tora. Sie schränkt uns
jedoch in unserer Freiheit nicht ein, son-
dern macht uns erst zu freien Menschen.
Eine Gemeinschaft kann nur dann in Frei-
heit funktionieren, wenn jeder die Freiheit
des anderen respektiert und als eigene
Grenze begreift. Freiheit und Respekt sind
daher ebenso Geschwister wie Freiheit und
Verantwortung. »Auf seine Freiheit ver-
zichten, heißt auf seine Menschenwürde,
Menschenrechte, selbst auf seine Pflichten
verzichten«, sagte Jean-Jacques Rousseau.

Wir leben in einem Land, das uns viele
Formen von Freiheit gewährt: Neben der
bereits erwähnten Meinungs- und Ver-
sammlungsfreiheit sowie Religionsfreiheit
haben wir etwa die Reisefreiheit, freie Be-
rufswahl, freie Wohnortwahl, Schulwahl
und eben freie Parlamentswahlen. Bei allen
Einschränkungen, die es gibt und die wir
nicht schönreden sollten – etwa finanzielle
Zwänge, die die Reisefreiheit theoretisch
werden lassen –, sollte unsere Freiheit wie-
der mehr Wertschätzung genießen. Der
Ruf der Freiheit sollte ein guter sein! 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen,
Ihren Familien und Freunden, der gesam-
ten jüdischen Gemeinschaft in Deutschland
sowie allen Juden weltweit ein frohes Pes-
sachfest! Pessach kascher wesameach!

von  Josef  Schuster

Der Autor ist Präsident des Zentralrats
der Juden in Deutschland.
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Für die Freiheit

PESSACH Die Grundwerte unserer Gesellschaft müssen verteidigt
werden. Daran sollten wir uns immer wieder erinnern

Die Autorin ist Schriftstellerin. Zuletzt er-
schien von ihr »Das Meer und ich waren im
besten Alter« (Köln 2017). UNSERE NÄCHSTE AUSGABE

ERSCHEINT AM 21. APRIL.
AKTUELLES UNTER

WWW. JUEDISCHE-ALLGEMEINE.DE

PESSACH
Geschichten, Grüße, Gottesdienste

und vieles mehr zum Fest.
Acht Sonderseiten in dieser Ausgabe
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Festliche Grüße zu Rosch Haschana 5782

Oberbürgermeister

SHANA TOVA – 
EIN GUTES JAHR 5782!
Zum Neujahrsfest grüße ich die Bürgerinnen und Bürger 
jüdischen Glaubens in Saarbrücken, ihre Freunde 
und Familien in aller Welt.

Ich wünsche Ihnen allen ein frohes und 
friedvolles neues Jahr.

igmetall.de/wahl21

Die IG Metall wünscht allen 
Menschen jüdischen Glaubens 
in Deutschland und in aller Welt ein 

שנה טובה

friedliches und glückliches neues Jahr.

Die IG Metall  steht für eine vielfältige und 
offene Gesellschaft, für Demokratie und 
Solidarität. 

Mitbestimmung ist die gelebte Demokratie 
im Arbeitsleben und Voraussetzung für eine 
funktionierende soziale Marktwirtschaft. 

Tarifverträge sind der zentrale Hebel, um die 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen mit und 
im Sinne der Beschäftigten zu gestalten. Wer 
die Mitbestimmung und die Tarifbindung stärkt, 
stärkt unsere Demokratie, gerade in unsicheren 
Zeiten des Wandels. Denn positive Beteili-
gungserfahrungen im Arbeitsleben gehen mit 
einer signifikant geringeren Abwertungsbereit-
schaft gegenüber anderen Menschen einher.

Die IG Metall wird auch im Wahljahr jeder 
Form von  rechtem Denken, Antisemitismus und 
Rassismus entgegentreten, gegen Hass und 
Hetze – im Betrieb, auf der Straße, in der 
Gesellschaft.

 

Jörg Hofmann
Erster Vorsitzender

Christiane Benner
Zweite Vorsitzende

Jürgen Kerner
Hauptkassierer
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de Die GEW wünscht den Menschen jüdischen  
Glaubens in Deutschland und in aller Welt  
ein glückliches und friedliches Rosch haSchana  
und ein gutes neues Jahr 5782!

Gewerkschaft  
Erziehung und Wissenschaft 

     
  

Shana tova u‘metuka!
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Liebe Leserinnen und Leser der Jüdischen Allgemeinen,

mit dem Gruß Shana Tova überbringe ich Ihnen im Namen der Bürgerinnen und  
Bürger Erlangens die besten Wünsche zum jüdischen Neujahrsfest.

Gewalt und Fanatismus im Nahen Osten und weltweit erfüllen auch uns mit Furcht  
und Trauer. Wo es in unserem Einfluss liegt, wollen wir uns weiter für den Dialog der  
Religionen und Kulturen einsetzen. Wir wollen allen Formen des Antisemitismus  
entschieden entgegentreten. 

Wir wünschen allen Menschen jüdischen Glaubens ein frohes Rosch Haschana 5782 
sowie Zuversicht und Frieden.

Ihr

Dr. Florian Janik 
Oberbürgermeister Shana Tova
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Viele Lösungen, ein Problem
ANALYSE Seit mehr als zwei Jahren steckt Israel in einer tiefen politischen Krise. Wie kann es weitergehen?

von sabine brandes

Seit zweieinhalb Jahren steckt Isra-
el in einer tiefen politischen Krise. 
Nun gab Premier Benjamin Netan-
jahu das Mandat zur Regierungs-

bildung erfolglos an Präsident Reuven Riv-
lin zurück. Was führte zu der Lähmung in 
Jerusalem, und welche Wege aus der Krise 
gibt es? Der Politikwissenschaftler Pro-
fessor Gideon Rahat, Mitglied des israeli-
schen Demokratieinstituts, erklärt: »Sollte 
es jetzt wieder keine regierungsfähige Ko-
alition geben, kommt es zum fünften Mal 
zu Parlamentswahlen.« Ein wahrschein-
liches Szenario, meint er, denn der Rubi-
kon sei bereits nach den zweiten Wahlen 
überschritten gewesen. »Es hat schon da 
keinen Sinn gemacht, doch als die Politiker 
sahen, die Welt dreht sich weiter, haben 
sie Wahlen als Option zusehends in Erwä-
gung gezogen. Und sie tun es weiterhin.«

PATT Nachdem die Koalition in der Fra-
ge des Wehrdienstes für ultraorthodoxe 
Männer auseinandergebrochen war, kam 
es am 9. April 2019 zu Neuwahlen. Au-
ßerdem hatten die Korruptionsvorwürfe 
gegen Netanjahu zu einem Vertrauensver-
lust innerhalb der Regierung geführt. Das 
Ergebnis war eine Pattsituation zwischen 
dem Likud von Netanjahu und der Zent-
rumspartei Blau-Weiß von Benny Gantz. 
Die Israelis mussten am 17. September 
desselben Jahres erneut ihre Stimme ab-
geben. Doch Netanjahu konnte keine Ko-
alition auf die Beine stellen. Die Folge: 
Neuwahlen am 2. März 2020. Hier erreich-
ten der Likud und Blau-Weiß eine Verein-
barung als Notstandsregierung zu Beginn 
der Corona-Pandemie mit Rotationsdeal 
zwischen Netanjahu und Gantz. Diese 
Regierung scheiterte schließlich am Haus-

halt. Der 23. März war Stichtag für die vier-
ten Parlamentswahlen innerhalb von zwei 
Jahren. »Netanjahu macht das alles nichts 
aus«, ist Rahat sicher. Seiner Meinung 
nach geht es dem Ministerpräsidenten, der 
sich wegen Korruptionsanklagen in drei 
Fällen vor Gericht verantworten muss, ein-
zig darum, Zeit zu gewinnen. 

Auf der anderen Seite des politischen 
Spektrums, dem sogenannten Block des 
Wandels, würden »bei jeder Wahl zwar 
die Karten neu gemischt, zu einem klaren 
Ergebnis hat es aber nicht geführt«. Laut 
Rahat könnte dieser Block eine Chance un-
ter der Leitung des Rechtspolitikers Naftali 
Bennett (Jamina) haben, eine Koalition zu 
bilden. Selbst wenn diese Regierung nur 
kurz existiere, könnte sie mit den Heraus-
forderungen der Pandemie umgehen, allen 
voran die Wirtschaftskrise, und vielleicht 
sogar einige Reformen einleiten. 

Es gibt eine weitere Möglichkeit, die po-
litische Lähmung aufzubrechen: »Netan-
jahu könnte zurücktreten. Vielleicht, weil 
er dadurch eine bessere Prognose für seine 
Zukunft erhält. Zum Beispiel könnte ihm 
die Knesset eine Abschwächung der An-
klagen gegen ihn vorschlagen oder Präsi-
dent Rivlin ihn begnadigen.« Allerdings, 
gibt der Professor zu, sei dieses Szenario 
momentan eher unwahrscheinlich. 

VERMEIDUNG »Letztlich hängt alles an 
einem einzigen Mann – Netanjahu.« Denn 
wäre er nicht mehr an der Spitze, würde 
ein Rechtsblock mit Beteiligung der religi-
ösen Parteien regieren. Schließlich verwei-
gerten verschiedene Politiker, etwa Gideon 
Saar und Avigdor Lieberman, einzig mit 
ihm persönlich die Zusammenarbeit. Ra-
hat ist überzeugt, dass Netanjahu mit sei-
nem Verhalten um jeden Preis vermeiden 
will, ins Gefängnis gesteckt zu werden. 

»Ganz sicher sind ihm die Bilder von 
Ehud Olmert ins Gedächtnis eingebrannt. 
Er hat nach einem Jahr hinter Gittern 
schlimm ausgesehen.« Olmert, einstiger 
Premierminister, war wegen Korruptions-
vorwürfen zurückgetreten und zu einer 
Haftstrafe verurteilt worden. »Das will 
Netanjahu nicht erleben.« Präsident Reu-
ven Rivlin hat außer einer Begnadigung 
kaum andere Möglichkeiten, Einfluss auf 
das Ende der politischen Lähmung zu 
nehmen. »Als er sich aus moralischen 
Gründen dazu äußerte, wurde er sofort 
von Netanjahu und seinen Verbündeten 
zurechtgewiesen.«

Warum weitere Neuwahlen Nachteile für 
das Land bringen, weiß der Experte auch: 
»Zum einen haben die Israelis die Nase 
voll von Wahlen und wollen eine stabile 
Regierung. Doch vor allem kann die Inte-
rimsregierung, die derzeit wieder besteht, 
lediglich Ad-hoc-Entscheidungen treffen. 
Sie ist nicht in der Lage, einen Haushalt zu 
verabschieden, und muss daher mit einem 
völlig veralteten arbeiten. Der bietet kei-
nerlei Möglichkeiten für Flexibilität.« 

Netanjahu hatte jüngst eine andere Idee: 
Er wollte sich die Macht durch eine Direkt-
wahl zum Premierminister sichern. »Eine 
ausgesprochen schlechte Idee«, findet der 
Experte, der den Vorschlag als weitere Ver-
zögerungstaktik einschätzt. Eine andere 
Möglichkeit wäre eine sogenannte Exper-
tenregierung. »Wenn es eine politische 
Krise und keinen greifbaren Ausweg gibt, 
kann dies helfen, eine gewisse Zeit zu über-
brücken, etwa um Reformen einzuführen 
oder sich neu zu organisieren.« Dies müsse 
mit Zustimmung der Knesset geschehen. 
Mit Netanjahu an der Spitze sieht Rahat 
dies allerdings als wenig realistisches Sze-
nario. »Wie ich bereits sagte: Es hängt alles 
an einem Mann.«

Vogel checkt:  
Liefern die auch das beste Klimapaket?

LÄUFT.

„Post und DHL setzen nicht nur auf eine umwelt freund liche 
Flotte – mit 15.000 E-Transportern und 16.000 E-Bikes  
und -Trikes die grünste der Branche. Die versenden auch  
seit 10 Jahren unsere privaten Pakete komplett CO₂-neutral.  
Und durch die bald über 12.000 Packstationen können wir  
alle dabei helfen, CO₂ zu sparen.“

Selber checken auf: VogelCheckt.de

Anzeige
Präsident Reuven Rivlin entscheidet, wer mit der Regierungsbildung beauftragt wird.
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STIMME
Marion Brasch:
Schriftstellerin, 
Radiomoderatorin und 
»typische Ostfrau« 

SPEAKER
John Bercow: Der erste 
jüdische Präsident des 
britischen Parlaments
räumt seinen Stuhl

Ronald S. Lauder fordert, 
dass Deutschland im 
Kampf gegen  
Antisemitismus seiner 
Verantwortung gerecht 
wird

Reinhard Schramm über 
die Auswirkungen der 

Thüringen-Wahl auf die 
jüdische Gemeinschaft

EINSPRUCH INTERVIEW

»Juden sind  
in Gefahr«

Herr Schramm, wie sehr erschreckt Sie 
der AfD-Erfolg in Thüringen?
Wir sind seit Langem erschrocken, dass 
die AfD diesen wachsenden Zuspruch hat. 
Auch jetzt in Thüringen. Zugleich haben 
wir mit diesen hohen Prozentzahlen für die 
AfD gerechnet.
 
Was heißt das für die jüdische Gemeinde?
Wir sind ja nicht schuld, dass aus West-
deutschland Extremisten wie Herr Höcke 
und Herr Gauland in die östlichen Bundes-
länder kamen. Die Erfolge dieser Herren 
stärken den Nährboden, aus dem am Ende 
rechter Terror wächst. Juden sind in Gefahr. 
Juden haben wieder Angst.

Meinen Sie, dass Rechtsextremismus zu 
Unrecht als ostdeutsches Phänomen gilt?
Deswegen erwähne ich ja, dass Höcke und 
Gauland Westdeutsche sind. Die Ostdeut-
schen werden oft zu Unrecht schlechtge-
macht. Es ist ja nicht nur ein Gefühl, dass 
die Bundesregierung uns alleinlässt mit 
den großen Problemen. Zehntausenden 
drohte man mit dem Verlust der Arbeit in 
der Braunkohle. Wenn in letzter Zeit Kon-
zerne Stellenabbau anstreben, dann meist 
zuerst in Ostdeutschland. Unzufriedenheit 
und Existenzangst sind die Folge. 

Arbeitslosigkeit gibt es auch im Westen.
Richtig, doch hier werden viele Familien 
schon zum zweiten Mal seit der Wende in 
die Arbeitslosigkeit gestoßen. Ihnen droht 
erneut, an den Rand gedrängt zu werden. 
Das ist für viele Menschen eine Überforde-
rung. Und dann kommt die AfD mit ihren 
einfachen, aber falschen Antworten.

Nach dem Anschlag von Halle gab es teils 
üble Äußerungen. Wussten AfD-Wähler 
nicht, was sie taten?
Doch, sie wissen, wen sie gewählt haben. 
Das muss man ihnen auch zum Vorwurf 
machen. Das tut weh. Und trotzdem kann 
man ja auch Positives entdecken.
 
Nämlich?
75 Prozent der Menschen sind in Thüringen 
gegen die AfD. Und mehr als die Hälfte der 
Wähler schätzt die Person des linken Mi-
nisterpräsidenten Bodo Ramelow, der be-
sonnen eine Koalition führte. Das sind doch 
beruhigende Werte.
 
Andere nennen AfD und Ramelows Partei 
die »Extremisten von links und rechts« ...
Wo ist denn Ramelow Extremist? Er tendiert 
doch eher zu einem linken Sozialdemokra-
ten. Ich kenne ihn seit 25 Jahren. Natürlich 
gibt es in der Linken extreme Kräfte, aber 
für die steht Ramelow gerade nicht.
 
Mike Mohring von der CDU denkt über 
eine Zusammenarbeit mit der Linken nach.
Ich kenne auch Herrn Mohring gut. Er hat 
sich stets für die Jüdische Landesgemeinde 
eingesetzt. Er war ja sehr krank, und ich 
denke, er ist dadurch offener geworden, 
nachdenklicher. Ich würde eine solche Zu-
sammenarbeit begrüßen.

g Mit dem Vorsitzenden der Jüdischen 
Landesgemeinde Thüringen sprach Mar-
tin Krauss.

Kein Freibrief 
für Judenhass

Juden haben im Geschäftsleben und in der 
Weltpolitik zu viel Macht; Juden sind loy-
aler zu Israel als zu Deutschland: Mehr als 
ein Viertel der Deutschen stimmt solchen 
antisemitischen Klischees zu, hat eine 
vom Jüdischen Weltkongress in Auftrag 
gegebene Umfrage ergeben. 

Ja, so denkt nur eine Minderheit der 
Deutschen. Aber eine große. Der Nährbo-
den für judenfeindliche Taten ist nach wie 
vor da im Land der Täter. Es muss frustrie-
rend sein für Politik und Gesellschaft, dass 
in der Praxis so wenig vorangekommen 
ist und der Judenhass nicht abnimmt – al-
len Anstrengungen der letzten Jahrzehnte 
zum Trotz.

Unterdessen finden Demonstrationen 
statt, auf denen gegen Israel und Juden 
gehetzt wird. Hunderte Polizisten müssen 
diese sichern, während Synagogen wie in 
Halle ohne Polizeischutz sind. Dies wirft 
ein schales Licht auf Deutschland. Das 
Land hat sechs Millionen Gründe, beson-
ders sensibel gegenüber Judenhass zu sein. 
Doch die Wahrheit ist: Der Antisemitismus 
nimmt auch hier spürbar zu. 

Auf höchster politischer Ebene wird die 
Problematik ernst genommen. Das Bun-
deskabinett hat diese Woche ein Maßnah-
menpaket gegen Hass im Netz beschlos-
sen. Gut so. Aber Gesetze helfen nur, wenn 
sie angewendet werden. Wo Rechtsextre-
misten und Hisbollah-Anhänger marschie-
ren und judenfeindliche Parolen brüllen 
dürfen, wo Neonazi-Parteien weiter er-
laubt und jüdische Einrichtungen schutz-
los Angriffen ausgesetzt sind, da sind Ge- 
setze nur eines: Papiertiger.

Die Meinungsfreiheit ist ein hohes Gut, 
ein Freibrief für Antisemiten darf sie nicht 
sein. Juden werden sich in Deutschland nur 
sicher fühlen, wenn alle staatlichen Stellen, 
wenn jeder Politiker, Staatsanwalt und Leh-
rer, auch im hintersten Winkel des Landes, 
seiner Verantwortung gerecht wird. 

Am Ende des Tages wird Deutschland 
nicht an Ankündigungen, sondern an 
Resultaten gemessen werden. Es ist Zeit, 
dass endlich etwas vorankommt.

g Der Autor ist Präsident des Jüdischen 
Weltkongresses.

von vladislava zdesenko 

Verschiedene Entscheidungen 
von Staatsanwaltschaft und Ge- 
richt haben in den vergangenen 
Wochen für Schlagzeilen, allge-

meines Kopfschütteln und harsche Kritik 
gesorgt – und Juden in diesem Land er-
heblich verunsichert. Dabei muss die mör-
derische Attacke auf die Synagoge in Halle 
an dieser Stelle gar nicht erst erwähnt wer-
den, um klarzustellen: Die steigende Dich-
te und zunehmende Hemmungslosigkeit 
antisemitischer Angriffe in den vergange-
nen Wochen und Monaten erschüttern die 
jüdische Gemeinschaft nachhaltig. Und 
die jüngsten Entscheidungen der Justiz 
manifestieren das Gefühl, der Bedrohung 
schutzlos überlassen zu werden.

Doch sind es unvollkommene Gesetze? 
Oder ist die deutsche Justiz nicht willens, 
jüdische Bürger zu beschützen? Ist eine 
gesetzliche Norm einschlägig, dürfen Ge-
richte und Staatsanwaltschaften oft nach 
freiem, aber pflichtgemäßem Ermessen 
entscheiden. Ein kurzer Blick in die De-
tails der Einzelfälle verdeutlicht dies. 

Berlin-Mitte: Ein Mann klettert am Frei-
tag vor Jom Kippur über die Absperrung 
der Neuen Synagoge und bedroht unter 
»Fuck Israel«- und »Allahu Akbar«-Rufen 
die Sicherheitskräfte mit einem Messer. 
Der Täter wird einen Tag später wieder 
auf freien Fuß gesetzt. Unverständnis, 
Entsetzen und scharfe Kritik folgen, der 
Ruf nach einer Verhaftung wird laut, sei 
doch eine Terrorabsicht nicht auszuschlie-
ßen. Eine verlässliche Analyse ist nur nach 
Einsicht in die Ermittlungsakte möglich, 
doch kann ein Justizirrtum nicht ausge-
schlossen werden: Da der Täter wohl als 
Flüchtling ohne festen Wohnsitz einge-
stuft wurde, wäre Fluchtgefahr als Haft-
grund einschlägig. Es ist die Bedeutung 
der Sache in der Gesamtschau, mit der ge-
rade vor dem Hintergrund des Anschlags 
in Halle und der wachsenden antisemiti-
schen Angriffe eine Untersuchungshaft 
plausibel begründet werden könnte. 

Ein weiterer Fall, diesmal aus Berlin-Wil-
mersdorf: Ende Juli wird Gemeinde rabbiner 
Yehuda Teichtal bespuckt und antisemi-
tisch beleidigt, als er mit seinem Sohn nach 
dem Synagogengottesdienst auf dem Heim-
weg ist. Der Fall erregt großes öffentliches 
Aufsehen. Der polizeiliche Staatsschutz 
übernimmt die Ermittlungen. Vier Tat-
verdächtige werden ausgemacht. Vergan- 
gene Woche wurde bekannt, dass das Ver- 
fahren von der Staatsanwaltschaft ein- 
gestellt wurde. Begründung: unzureichen-
der Tatverdacht. Die vier sollen sich gewei-
gert haben, eine Aussage zu machen, un- 
beteiligte Zeugen gebe es nicht. Sollte dies 
zutreffen, sind den Ermittlungsbehörden 
tatsächlich die Hände gebunden: Die Un-
schuldsvermutung erfordert eine eindeu-
tige Identifizierung des Täters. Dennoch: 
Dieses Ergebnis hinterlässt eine tiefe emo-
tionale Unzufriedenheit und Verunsiche-
rung. 

Es entsteht das Gefühl, 
der Bedrohung schutzlos 
überlassen zu werden.

Blicken wir nach Münster: Dort hat das 
Oberverwaltungsgericht das Verbot der 
Dortmunder Polizei aufgehoben, im Rah-
men einer Demonstration von Rechtsex-
tremisten »Nie, nie, nie wieder Israel« zu 
skandieren. Die Parole sei zugunsten der 
Versammlungsfreiheit nicht als antisemi-
tisch einzustufen, könne auch als »Kritik 
an der Politik des Staates Israel« dem An-
liegen der Demonstration dienen. Der an-
tisemitische Aspekt der Israelkritik blieb 
dem Gericht trotz intensiver öffentlicher 
Debatten, zuletzt im Rahmen des BDS-
Beschlusses des Bundestags, scheinbar 
verborgen. Doch gerade hier dürfte es sich 
um einen Fall wie aus dem Lehrbuch han-
deln – ein Beispiel für den sich als Isra-
elkritik tarnenden Antisemitismus. Denn 
welche historischen Ereignisse sollen mit 

»Nie wieder Israel« bei einer Demonstra-
tion mit dem Anliegen »Sicherheit für die 
Nordstadt« vermieden werden? 

Eine ähnliche Entscheidung traf das 
Verwaltungsgericht Minden: Es hob die 
Verfügung der Polizei Bielefeld gegen 
den für den 9. November geplanten Auf-
marsch der Partei »Die Rechte« auf, mit 
dem der Geburtstag der verurteilten Holo-
caust-Leugnerin Ursula Haverbeck gewür-
digt und deren Freilassung gefordert wer-
den soll. Das Gericht befindet: Der Zweck 
der Demonstration stehe nicht im Gegen-
satz zum Gedenktag. Diese Begründung 
erscheint mir nicht nur in ethischer, son-
dern gerade auch in rechtlicher Hinsicht 
fehlerhaft. Der Aufmarsch befeuert die 
Leugnung gerade des Teils der deutschen 
Geschichte, dessen Anbruch die Reichspo-
gromnacht markiert.

Diese Reihe von Entscheidungen legt zu-
mindest eine mangelnde Sensibilität der 
Justiz nahe. Richtern, die den Eindruck 
erwecken, sie würden einem von eigenen 
politischen Überzeugungen geprägten Be-
griff des Antisemitismus folgen, der oft 
den antizionistischen Aspekt aus dem Fo-
kus lässt, sollte eine aktualisierte rechtli-
che Definition von Judenhass an die Hand 
gegeben werden – beispielsweise die der 
Internationalen Allianz für Holocaust-Ge-
denken (IHRA). Es ist wichtig, auf dieser 
Grundlage die Taten immer wieder zu ver-
folgen, anzuzeigen und den gesellschaftli-
chen Diskurs rund um das Problem weiter 
zu sensibilisieren.

Die bayerische Staatsregierung fordert 
inzwischen, das besondere Unrecht anti-
semitischer Straftaten künftig stärker im 
Strafgesetzbuch zu betonen. Ziel seien 
angemessene harte Strafen. Auch Bun-
desjustizministerin Christine Lambrecht 
(SPD) hat jetzt noch einmal deutlich ge-
macht, dass antisemitische Taten mit aller 
Konsequenz verfolgt werden müssen. Wir 
sollten sie beim Wort nehmen.

g Die Autorin ist Rechtsanwältin in 
Berlin.4 190110 702409
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JUSTIZ Immer mehr Entscheidungen 
lassen zweifeln, ob Gerichte und  

Staatsanwaltschaften antisemitische  
Taten wirklich ahnden wollen

SICHTWEISE
Elischa Portnoy: Der 
Rabbiner von Halle über 
die richtige Haltung 
nach dem Anschlag
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MITZVAH DAY
Wie sich 
3000 Teilnehmer 
beim Wohltätigkeitstag 
engagiert haben

DOPPELPASS
Warum Israelis 
in Deutschland 
die Staatsbürgerschaft 
verweigert wird

ABERGLAUBE
Was das Judentum 
zum bösen Blick, zu 
schwarzen Katzen und 
Todesengeln sagt

Jeremy Issacharoff will, 
dass die EU zum Dialog  
zurückfindet, statt auf 
De-facto-Boykotte 
zu setzen

Julian Feldmann über 
rechte Drohungen gegen 

Journalisten, den Wert 
von Solidarität und eine 

Demo gegen ihn

EINSPRUCH INTERVIEW

»Ich werde 
weitermachen«

Herr Feldmann, Sie berichten für das 
NDR-Fernsehen und auch für unsere 
Zeitung aus dem rechtsextremen Milieu. 
Nun ruft die NPD am Samstag in Hanno-
ver zu einer Demonstration gegen Sie und 
zwei Kollegen auf. Wie fühlt man sich da?
Das war schon eine krasse Nachricht, mit 
so etwas hatte ich nicht gerechnet, auch 
wenn ich ja Einschüchterungsversuche 
von Rechtsextremen kenne. Mit solchen 
Sachen muss man leben, wenn man als 
Journalist in der rechtsextremen Szene re-
cherchiert. 

Eine Demonstration gegen namentlich ge-
nannte Journalisten – das ist neu, oder?
Dass es gegen Journalisten geht und dass 
mein Name auch in dem Demonstrations-
motto steht, mit dem die Veranstaltung bei 
der Polizei angemeldet wurde, das ist schon 
eine neue Qualität. Woanders gab es das 
aber schon, etwa gegen den Bürgermeister 
von Tröglitz, der ja dann auch zurückgetre-
ten ist.

Wie schützen Sie sich?
Grundsätzlich bin ich vorsichtig. Ich mache 
also keine Dinge öffentlich, die in irgendei-
ner Weise auf persönliche Daten, auf mein 
Wohnumfeld oder Ähnliches verweisen.

Haben Sie irgendeine polizeiliche Unter-
stützung erfahren?
Es gab Gespräche mit der Polizei in Hanno-
ver. Auch der NDR hat schnell reagiert und 
eine einstweilige Verfügung erwirkt, dass 
die NPD bestimmte falsche Tatsachen nicht 
weiter verbreiten darf.

Welche?
Die Demonstration bezieht sich auf ein 
Interview, das für »Panorama« mit dem 
früheren SS-Mann Karl M. geführt wurde. 
Die Behauptung, das sei ohne M.s Wissen 
geführt und gefilmt worden, darf nicht auf-
rechterhalten werden. Ich gehe davon aus, 
dass die Polizei darauf achtet, dass solche 
strafbewehrten Dinge nicht behauptet wer-
den.

Aber gegen die Demonstration selbst ist 
nichts zu machen?
Grundsätzlich ist das Demonstrieren gegen 
Personen offenbar erlaubt.

Es gab auch eine Solidaritätserklärung 
von Journalisten, Medien und Verbänden. 
Empfinden Sie das als Unterstützung?
Ich empfinde das als Solidaritätsbeweis. 
Und die Forderungen in dieser Petition für 
mehr Pressefreiheit und Schutz von Journa-
listen sind ja auch sehr sinnvoll. Auch die 
Kollegen der »Panorama«-Redaktion haben 
sehr empathisch reagiert und schnell über-
legt, was man konkret tun kann. Beispiels-
weise gegen falsche Tatsachenbehauptun-
gen juristisch vorgehen.

Die Einschüchterungsversuche gegen Sie 
haben also nichts bewirkt?
Nein, ich werde weiter in diesem Bereich 
recherchieren und berichten. Auch für die 
Jüdische Allgemeine.

g Mit dem freien Journalisten sprach 
Martin Krauss.

Entfremdung 
schadet nur

Die jüngste Entscheidung des Europäi-
schen Gerichtshofs, wonach israelische 
Waren, die in Siedlungen hergestellt wur-
den, gesondert gekennzeichnet werden 
müssen, zeigt einmal mehr die negative 
Rolle, die die EU spielt, wenn es um Israel 
im palästinensischen Kontext geht.

In Wirtschaftsfragen waren die Bezie-
hungen zwischen EU und Israel stets stabil, 
zugleich aber wurden sie zuletzt von politi-
schen Spannungen belastet. Das Assoziie-
rungsabkommen ist seit 2000 in Kraft, und 
dennoch hat seit fast einem Jahrzehnt kein 
Treffen EU–Israel mehr stattgefunden. In 
den vergangenen Jahren wurde die Posi-
tion der EU gegenüber Israel, was die paläs-
tinensischen Gebiete betrifft, zunehmend 
einseitig. Dies zeigt sich in zahlreichen 
Erklärungen, in den feindseligen Abstim-
mungen der EU in internationalen Institu-
tionen wie den UN – und auch in der jüngs-
ten Entscheidung des EuGH.

In der Tat stellt die Mitteilung der EU-
Kommission von 2015, die jetzt vom EuGH 
bestätigt wurde, einen Boykott von Waren 
dar, den es in keinem anderen territorialen 
Konflikt gibt. Es ist völlig unangemessen 
und ungerecht, dass dieses Instrument 
nur gegen Israel angewandt wird. Eine sol-
che Politik wird die Beziehungen zu Israel 
nicht verbessern. Vielmehr schränkt sie die 
Fähigkeit der EU, sich für den Frieden im 
Nahen Osten einzusetzen, weiter ein.

Die EU wäre gut beraten, einen ernsthaf-
ten Dialog mit Israel aufzunehmen und in 
diesen Beziehungen ausgewogener zu agie-
ren. Es ist offensichtlich, dass der Aufbau 
eines guten Verhältnisses zwischen Israel 
und den Palästinensern nicht allein von 
Israel abhängig ist. Auch die Palästinenser 
tragen Verantwortung für einen Dialog, 
der Koexistenz und Frieden fördert. Eine 
EU-Position, die Entfremdung fördert und 
Boykott als politisches und rechtliches Ins-
trument fördert, ist gewiss nicht der Schlüs-
sel für eine bessere Zukunft. Wir hoffen, 
dass die Mitgliedstaaten der EU ihre Politik 
gegen die Kennzeichnung solcher Waren 
beibehalten werden.

g Der Autor ist israelischer Botschafter in 
Deutschland.
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Digital Detox
SCHABBAT Ständige Erreichbarkeit führt zu Dauerstress, 

Konzentrations- und Schlafstörungen. Wie wär’s mit etwas Ruhe?

Hinter Schloss und Riegel: Experten raten zu Zeiten ohne Smartphone.

von rabbiner avichai apel

Die »Süddeutsche Zeitung« hat vor 
einiger Zeit »Sieben Tipps zur 
digitalen Entgiftung« veröffent-
licht. Auch andere Medien geben 

Ratschläge für »Digital Detox«. Und in ei-
ner Information der Techniker Kranken-
kasse heißt es zur übermäßigen Nutzung 
des Smartphones: »Vor seiner Erfindung 
im Jahr 2006 haben wir es nicht vermisst. 
Heute können wir nicht ohne. Ärzte war-
nen vor Dauerstress, Konzentrations- und 
Schlafstörungen sowie sozialer Isolation.« 
Tatsächlich sei aus der Forschung bekannt, 
wie wichtig Erholungspausen für Körper, 
Geist und Seele sind. Experten raten zu 
smartphonefreien Zeiten.

Immer wieder, wenn ich diese Experten-
tipps lese, kommt mir unser uraltes und 
dennoch hochaktuelles Rezept für digita-
les Detox in den Sinn: Schabbat, unser jü-
discher Feiertag. Einmal die Woche.

Hey, Rabbiner, das ist nun wirklich 
nicht originell, werden einige einwenden. 
Und vielleicht haben sie ja recht.

Möglich, dass sie stattdessen Arianna 
Huffington überzeugt, die als Gründerin 
der Online-Zeitung »The Huffington Post« 
weltweit bekannt wurde. Die amerikani-
sche Autorin und Journalistin schreibt jetzt 
über »Schabbat: einen Tag der Ruhe«. Huf-
fington argumentiert, dass die Behauptung, 
Burn-out gehöre irgendwie zu Karriere und 
beruflichem Erfolg dazu, eine allgemein 
verbreitete falsche Annahme ist. Die Über-
forderung mache schon Schülern und Stu-
denten zu schaffen. Sie stellt fest, dass wir 
von etwas beherrscht werden, das eigent-
lich von uns beherrscht werden sollte: von 
unseren digitalen Helfern, den Handys, 
Laptops und Tablets. 

In einem Interview mit dem »Jewish 
Journal« machte Huffington deutlich, dass 
es ihr keinesfalls um Technikfeindlichkeit 
gehe, sondern vielmehr darum, die Vor-
teile der Technologie zu maximieren, um 

dadurch unsere Leistung und unser Wohl-
befinden zu erhöhen. In diesem Zusam-
menhang sei sie auf den Schabbat gesto-
ßen: »Sich Zeit zu nehmen, sich von der 
Arbeit zu trennen, um sich mit seinen Lie-
ben zu verbinden und auf das zu konzent-
rieren, was uns Wert und Sinn in unserem 
Leben gibt«, sei von zentraler Bedeutung. 
Es sei sinnvoll, »die Chance zu ergreifen, 
die Bewegung zu verstärken, um die le-
benswichtigen Botschaften des Schabbats 
zu verbreiten«.

Ich kenne Arianna Huffington nicht. Ich 
habe nur davon gelesen – und war beein-
druckt. Huffington ist nicht jüdisch. Den-
noch verbreitet sie derlei Botschaften auf 
ihrer Webseite »thriveglobal.com«. Kürz-
lich sprach sie bei einer Technologiekonfe-
renz der Hebräischen Universität in Jerusa-
lem über das Thema. Auch wenn ich weiß, 
dass es so oder ähnlich in unseren Schrif-
ten formuliert ist, gibt mir dieses Plädoyer 
für den Schabbat zu denken.

Erholungspausen 
sind für Körper, Geist 
und Seele wichtig. 

Keine Frage, an Wochentagen habe auch 
ich das Handy dabei und nutze es fast ohne 
Unterbrechung. In den sogenannten sozi-
alen Medien bin ich zwar weniger häufig 
aktiv, erkenne jedoch klar deren Vorteile. 
Aber auch die Nachteile. Und ich teile die 
Einschätzung von Huffington und anderen, 
dass die Technologie uns ständig in Versu-
chung führt, ihr übermäßiger Gebrauch 
uns unglücklicher und anfälliger für Angst- 
zustände und sogar Depressionen macht. 
Auch, dass die vermeintlich sozialen Me-
dien zu einer Verrohung, Radikalisierung 
und Polarisierung der Gesellschaft beige-
tragen haben, ist eine allseits anerkannte 
Tatsache.

Und dennoch: Ich kann mich auch mit 
Freunden und Gemeindemitgliedern ver-
binden, erfahre Neues und Wichtiges von 
Menschen, die mir wichtig sind, kommu-
niziere und tausche weltweit Gedanken 
aus, ich kann Tora lernen und vieles mehr.

Aber die Welt ist – noch – nicht perfekt. 
Aus Israel treffen wieder Meldungen über 
Raketenbeschuss aus dem Gazastreifen 
ein. In Deutschland erreichen mich Nach-
richten über Hass und Antisemitismus. Es 
ist wichtig, darüber informiert zu sein. Kol 
Israel arewim ze lezeh. Wir feiern gemein-
sam, wir trauern gemeinsam, wir fühlen 
die Freude und den Schmerz des anderen, 
wir treten für Brüder und Schwestern in 
Israel ein und müssen uns auch gegen Ju-
denhass verbinden. 

Aber ist es nicht wunderbar, dass wir ei-
nen Tag in der Woche haben, an dem uns 
solche Nachrichten nicht erreichen? An 
dem wir uns so fühlen können, als wären 
wir in einer besseren Welt?

Beim »Shabbat Project 2019« haben sich 
am vergangenen Wochenende wieder Ju-
den in aller Welt in der Magie des Schabbats 
vereint: beim Challe-Event (mit Zumba!) in 
Quito, Ecuador, einem »Shabassanah«-Yo-
ga-Retreat in Rockland County in den USA 
oder einem Gourmet-Schabbat-Lunch im 
australischen Saint Ives. Auch in Deutsch-
land gab es verschiedene Projekte. Diese 
Aktion ist jetzt vorüber, doch es liegt in un-
serer Hand, uns immer wieder die Zeit zu 
nehmen, Schabbat zu halten, ihn mit Fami-
lie und Freunden ganz privat zu genießen. 

Und vergessen Sie nicht, Ihr Handy 
auszuschalten. Einen ganzen Tag lang. Da-
nach können Sie mich anrufen und mir er-
zählen, wie es war. Oder Sie schicken mir 
eine SMS. Ich wünsche Ihnen: Schabbat 
Schalom!

g Der Autor ist Rabbiner der Jüdischen 
Gemeinde Frankfurt am Main und Vor-
standsmitglied der Orthodoxen Rabbiner-
konferenz Deutschland.
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GRUNDPREISE  
Für Grußanzeigen zu den Feiertagen  
je mm und je Spalte

2C-4 C		  2,50 €
Breite innerhalb der Spaltigkeit und Höhe  
der Anzeige sind frei wählbar. (siehe Seite 4)
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Festliche Grüße zu Rosch Haschana 5782

tkrwbmw hbwj hnX
Zu Rosch Haschana 5782 

wünschen wir allen unseren 
Mitgliedern, Freunden und Förderern 
im In- und Ausland ein erfolgreiches 

und glückliches neues Jahr.

Gesellschaft für Christlich-Jüdische 
Zusammenarbeit 

Offenbach

MÜNCHEN

BAYERN

Die Israelitische Religionsgemeinschaft
Württembergs K.d.ö.R. (IRGW) wünscht Ihnen, Ihren

Familien und allen jüdischen Menschen

ומתוקהטובהשנה
ein gesundes, erfolgreiches und süßes Jahr 5782!

DER VORSTAND

Prof.BarbaraTraub   SusanneJakubowski   MichaelKashi
Vorstandssprecherin

ד''בס
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Zu Rosch Haschana 5782 wünsche ich 

allen Freunden und Verwandten im 

In- und Ausland ein erfolgreiches und 

glückliches neues Jahr.

Prof. em. Dr. Irmgard Zepf 
Todtnau-Brandenberg/Köln

S  C  H  A  N  A  T O WA

h b w j  h n X
Der Deutsche Freundeskreis des Tel Aviv Museum of Art 

( TAMA D e.V.) w ü n s c h t s e i n e n M i t g l i e d e r n, Fr e u n d e n u n d 
Fö r d erer n e i n g es un d es un d gl ü c k l i c h es N eues J a h r 578 0.

Vo  r  s  t  an  d  D  r .  S  amy  G l  e  i  tman  (  Vo  r  s  . ) ,  H  é  l  è  n  e  G l  e  i  tman  ,  
An  ge  l a  vo  n  Kob  l i nsk  i  ,  D  r .  J a  c  k  S  c  h i  f  f  e  r ,  K  a  t  r  i n  S to  l l

Freunde des Tel Aviv Museum of Art, Deutschland e.V. (TAMAD e.V.) 

Tel.: 089 - 99 88 46 33 · info@tamad.org · www.tamad.org
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Der Vorstand:

Dr. Samy Gleitman (Vors.), Hélène Gleitman, Angelika von Koblinski,  

Maria Moritz, Dr. Jack Schiffer, Katrin Stoll, Dr. Angelika Sturny

2

HAMBURG

REGENSBURG

SCHANA TOVA UMETUKA 
שנה טובה ומתוקה

Zu Rosch HaSchana 5782 wünschen wir der jüdischen 
Gemeinschaft im In- und Ausland ein glückliches, 

gesundes und friedvolles neues Jahr. 

Landesbischöfin Kristina Kühnbaum-Schmidt 
Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland

tkrwbmw hbwj hnX
Zu Rosch Haschana 5782

 wünschen wir allen Freunden und 
Gemeindemitgliedern 
im In- und Ausland ein 

erfolgreiches und 
glückliches neues Jahr.

Jüdische Gemeinde Offenbach

BADEN-WÜRTTEMBERG

tkrwbmw hbwj hnX
Zu Rosch Haschana 5782 wünschen wir allen unseren Mitgliedern,  

Freunden und Förderern im In- und Ausland ein erfolgreiches und  

glückliches neues Jahr.

Gesellschaft für Christlich-Jüdische
Zusammenarbeit Rhein-Neckar e.V.

tkrwbmw hbwj hnX
Zu Rosch Haschana 5782 wünschen wir allen 
unseren Gemeindemitgliedern und Freunden 
ein erfolgreiches und glückliches neues Jahr.

Jüdische Gemeinde Bad Nauheim K.d.ö.R.

-Der Vorstand-
Manfred de Vries

Yehuda Azulay, Feliks Zabolovski

Christen an der seite

israels
deutsChland

harald eckert Präsident

luca-elias hezel 1. Vorsitzender

Christen an der Seite Israels e.V.
info@csi-aktuell.de
www.csi-aktuell.de

1700 Jahre jüdisches Leben in Deutschland 
ist für uns ein Grund zur Freude. Möge das 
Judentum in Deutschland wachsen und gedeihen. 

Wir wünschen allen unseren jüdischen Mitbürgern 
ein gesegnetes und friedvolles neues Jahr 5782.

hbwj hnX
tkrwbmw 

wünscht Familie 
Dr. Gerhard Schulz

Bodenheim und 
Bremervörde

wbtkt hbwj hnXl
Zu Rosch Haschana 5782 wünschen wir allen 

unseren Gemeindemitgliedern und Freunden im 

In- und Ausland ein erfolgreiches und glückliches neues Jahr.

Jüdische Gemeinde Regensburg

tkrwbmw hbwj hnX
Zu Rosch Haschana 5782 wünschen wir allen unseren Mitgliedern  
und Freunden im In- und Ausland ein erfolgreiches und glückliches 

neues Jahr

Israelitische Kultusgemeinde

Schwaben-Augsburg

tkrwbmw hbwj hnX
Zu Rosch Haschana 5782 wünschen wir allen 
Freunden und Verwandten im In- und Ausland 

ein gesegnetes und glückliches neues Jahr.

Wolfgang Borowski
München

HESSEN

tkrwbmw hbwj hnX
Zu Rosch Haschana 5782 

wünschen wir allen unseren 
Gemeindemitgliedern

und Freunden ein glückliches 
und friedliches neues Jahr.

Israelitische Kultusgemeinde
Hof 

SCHWERIN

HOF

tkrwbmw hbwj hnX

Zu Rosch Haschana 5782 

wünschen wir unseren 

Gemeinden und allen 

Freunden im In- und 

Ausland ein erfolgreiches 

und glückliches neues Jahr.

Landesverband der 
Jüdischen Gemeinden in

Mecklenburg-Vorpommern

Schwerin

Anzeige  -  Neujahrsgrüsse 

KEREN  HATORAH  MICHELSTADT   e.V. 

  קרן  התורה  מיכלשטאדת   

Allen jüdischen Gemeinden, Freunden, 

Bekannten und Gönnern wünschen wir 

Von Herzen  ein  gutes  Neues  Jahr. 

שנה  טובה       
כתיבה  וחתימה  טובה  

Der Vorstand 

Landesrabbiner  em. N.Wurmser 

Frau S.A. Jung -  Sattinger 

info@keren-hatorah-michelstadt.com 

Spendenkonto: DE34 5086 3513 0006 2000 28 

   Volksbank Odenwald

Foto: Getty
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THEMA AUSGABE ERSCHEINT AM ANZEIGENSCHLUSS BEMERKUNG

80. Jahrestag der Befreiung 
von Auschwitz

05 / 2025 30.01.2025 17.01.2025
Was Am 27. Januar 1945 wurde das Vernichtungslager Auschwitz 
von sowjetischen Soldaten befreit.

Tu BiSchwat 06 / 2025 13.02.2025 31.01.2025 Das jüdische Neujahrsfest der Bäume

Woche der Brüderlichkeit 10 / 2025 06.03.2025 21.02.2025
Die Woche der Brüderlichkeit ist das wichtigste Event im 
christlich-jüdischen Dialog.

Purim 11 / 2025 13.03.2025 28.02.2025
Purim ist das Fest zur Errettung des jüdischen Volkes aus der 
drohenden Vernichtung

Buchmesse Leipzig 13 / 2025 27.03.2025 14.03.2025 Unser Literaturspezial liegt in einer Vielzahl von Buchläden aus.

Pessach 15 / 2025 10.04.2025 28.03.2025
Pessach gehört zu den wichtigsten jüdischen Festen. Es erinnert an 
die Befreiung der Israeliten aus der ägyptischen Sklaverei.

Jom Ha-Schoa 16-17 / 2025 17.04.2025 04.04.2025

Jom Ha‘Atzma‘ut 18 / 2025 02.05.2025 18.04.2025

Schawuot 22-23 / 2025 30.05.2025 16.05.2025
Jüdisches Wochenfest, das an den Empfang der Zehn Gebote 
erinnert.

Rosch Haschana 38-39 / 2025 18.09.2025 05.09.2025 Rosch Haschana ist das jüdische Neujahrsfest. 

Jom Kippur / Sukkot 40-41 / 2025 02.10.2025 09.09.2025
Jom Kippur, auch als Versöhnungstag bezeichnet, ist der höchste 
jüdische Feiertag. / Sukkot ist das Laubhüttenfest.

Schemini Azeret / Simchat 
Tora / Buchmesse Frankfurt

42 / 2025 17.10.2025 03.10.2025
Schemini Azeret und Simchat Tora sind das Schlussfest und der 
Festtag der Torafreude. / Unser Literaturspezial liegt in einer Viel-
zahl von Buchläden aus.

Chanukka 51-52 / 2025 18.12.2025 05.12.2025
Lichterfest zum Gedenken an die Wiedereinweihung des Zweiten 
Tempels in Jerusalem im Jahr 164 v.d.Z.

SONDERVERÖFFENTLICHUNGEN
Die Jüdische Allgemeine bietet zahlreiche Sonderveröffentlichungen zu ausgewählten Themen und jüdischen Feierlichkeiten – mit einem erweiterten Umfang.  
Diese Spezialausgaben sprechen die Leser gezielt an und liefern den passenden Rahmen für Ihre Werbebotschaft.
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Die digitale Jüdische Allgemeine verbindet den Qualitätsjournalismus
der Zeitung mit einer sinnlichen Bildsprache und gehört zu den beliebtesten
jüdischen Online-Auftritten in Deutschland. Der Leser wird aktuell, schnell
und umfassend an sechs Tagen in der Woche (außer Schabbat) informiert.

Die Jüdische Allgemeine erreicht die User überall und in jeder Nutzungssituation,
ob Mobile, auf dem Tablet oder am Desktop. Durch eine starke Präsenz auch in allen  
relevanten sozialen Netzwerken können Leser sich mit unseren Redakteuren und  
untereinander austauschen.

www.juedische-allgemeine.de

Billboard

LEADERBOARD/BANNER
1200 x 400 px		         TKP 20 €
(Bitte beachten Sie das Seitenver-
hältnis bei höherer Auflösung)

Durch das große Format bietet  
das Leaderboard viel Platz für 
Informationen und kreative 
Gestaltung einer Werbebotschaft.

SKYSCRAPER/WIDE SKYSCRAPER
Skyscraper, 120 x 600 px		     TKP 18 €
Wide Skyscraper, 160 x 600 px		   TKP 20 €
(Bitte  gestalten Sie das Format nicht schmaler
als 120 Pixel)

www.juedische-allgemeine.de

Sk
ys

cr
ap

er

Der Skyscraper schafft durch sein großzügiges 
Format ebenso wie das Leaderboard viel Platz 
für Informationen und kreative Gestaltung 
einer Werbebotschaft.

SQUARE
367 x 493 px		         TKP 20 €
(Bitte beachten Sie das Seitenver-
hältnis bei höherer Auflösung)

www.juedische-allgemeine.de

Square

Der Square ist mit seiner Einbindung 
im Content-Bereich ein Werbemittel, 
das ins Auge springt und die Auf-
merksamkeit des Lesers gewinnt.

REICHWEITEN*
500 Tsd.	 Unique User pro Monat
1,2 Mio.	Seitenaufrufe pro Monat

* juedische-allgemeine.de stationär und mobil, Durchschnitt Mai 2021

Preis = Anzahl Visits (Desktop oder Mobile) x TKP (Tausenderkontaktpreis) / 1.000 
Gerne erstellen wir Ihnen individuelle Crossmedia-Angebote. Profitieren Sie von 
interessanten Crossmedia-Vorteilen. 

BITTE VERGESSEN SIE NICHT, DAS LINKZIEL IHRER ANZEIGE ANZUGEBEN!
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Das neue

Gotteshaus in Dessau 

soll offen und 

einladend sein

STREIT

Juden in Frankreich: 

Oberrabbiner Haïm 

Korsia im Mittelpunkt 

einer Debatte

SERIE
Wer ist Julia Quinn? 

Ein Porträt 

der Autorin 

von »Bridgerton«

Esther Gardei fordert 

Politiker in Deutschland 

auf, das kulturelle Erbe 

deutscher Juden in Israel 

zu sichern

Niclas Herbst über

die Impfkampagne 

und den Austausch  

zwischen Brüssel 

und Jerusalem

EINSPRUCH

INTERVIEW

»Israel ist uns 

voraus«

Herr Herbst, die Impfkampagne kommt in 

der EU nur schleppend voran, in Israel ist 

sie viel weiter. Was sind die Gründe?

Der Vergleich hinkt etwas. In Sachen Digi-

talisierung, Zivilschutz und Datennutzung 

ist uns Israel weit voraus. Aber wir haben 

in der EU bewusst keine Notfallzulassun-

gen gemacht. Das halte ich auch im Nach-

hinein für richtig, ebenso wie den Ansatz, 

als EU gemeinschaftlich zu agieren. Hinzu 

kamen dann aber zu lange Verhandlungen 

über Haftungsfragen. Auch, dass die EU 

anfangs keine Exportkontrolle für den hier 

entwickelten und produzierten Impfstoff 

durchführte, war ein Fehler. 

 
Oft wird der Datenschutz als ein Faktor 

ins Feld geführt. Wäre es nicht an der Zeit, 

in Europa die Regeln zu lockern?

Ich denke, ja. Jedenfalls profitieren wir gera-

de enorm von den Daten, die wir aus Israel 

bekommen. Deshalb ist es auch kein Problem, 

dass Israel uns voraus ist – im Gegenteil.

 
Halten Sie die Kritik für berechtigt, die EU-

Kommission habe zu lange gebraucht, zu 

schlecht verhandelt und zu wenig Geld für 

Forschung in die Hand genommen?

Nur zum Teil. Sicherlich haben die Ver-

handlungen mit den Pharmafirmen über 

die Haftung zu lange gedauert. Und bei der 

Kommunikation ist wirklich etwas schiefge- 

laufen. Anstatt falsche Erwartungen zu we-

cken und so Frust auszulösen, hätte man 

den Menschen von vornherein erklären 

müssen, wie die Abläufe sein werden.

 
In der EU soll es bald einen einheitlichen 

Impfpass geben. Welche Erwartungen ha-

ben Sie daran?

Er muss schnell kommen, digital verwend-

bar sein und seinen Inhabern zunächst ein-

mal das Reisen wieder ermöglichen.

 
Sollen wie in Israel vorübergehend nur 

Personen mit Impfausweis in Restaurants 

oder Konzerte gehen dürfen?

Ich habe Verständnis dafür, dass die Bundes-

regierung diese Debatte im Moment nur sehr 

zögerlich führt. Es gibt einfach noch nicht 

genügend Impfstoff. Das wird sich in einigen 

Wochen aber ändern. Und dann ist der israe-

lische Weg ein gutes Vorbild für uns.

 
Gerade beim Reisen wurden jüngst wie-

der Beschränkungen eingeführt, auch von 

deutscher Seite. Ist die EU gescheitert?

Von einem Scheitern würde ich nicht spre-

chen. Die Pandemie ist eine besondere 

Herausforderung. Natürlich will ich als 

Europäer offene Grenzen. Aber wenn es 

notwendig ist, um die Ausbreitung von Vi-

rusmutationen zu bekämpfen, sind Reise-

beschränkungen unausweichlich.

 
Wie gut läuft in der Pandemie der Aus-

tausch zwischen Brüssel und Jerusalem?

Die Kommunikation zwischen der EU und 

Israel muss dringend verbessert werden –

nicht nur in Bezug auf die Pandemie. Dass 

Länder wie Dänemark und Österreich sich 

nun direkt an Israel wenden, ist leider kein 

gutes Zeichen.

g Mit dem CDU-Europaabgeordneten 

sprach Michael Thaidigsmann.

Rettet das  

Jeckes-Museum!

Das Jeckes-Museum in Israel bewahrt Erin-

nerungen von Juden auf, die zur Zeit des 

Nationalsozialismus aus Deutschland nach 

Israel einwanderten. In Israel wird ihr Bei-

trag zur Geschichte und Kultur geschätzt. 

Viele Jeckes haben ihre alte Heimat bis 

ins hohe Alter nicht vergessen. Sie hingen 

– trotz der traumatischen Erfahrung – an 

Deutschland. Israel Shiloni gründete das 

Jeckes-Museum. Schoa-Überlebende, Juden 

aus Deutschland, die sich wie er noch recht-

zeitig retten konnten, übergaben ihm ihre 

Erinnerungen. Sie sind von unschätzbarem 

Wert. Nicht, weil kostbare Gemälde von Her- 

mann Struck oder Briefe von Freundinnen 

Hannah Arendts darunter sind, sondern 

weil sie Zeugnis ablegen für die, die nicht 

mehr über ihre Erfahrungen sprechen kön-

nen. Auch Shiloni ist inzwischen gestorben.

Das Jeckes-Museum ist in finanzieller 

Not. Der Historiker Stefan Ihrig von der 

Universität Haifa will mit Unterstützung 

der Universitätsleitung die Sammlung ret-

ten, den Erinnerungen an der Universität 

Raum geben und sie mit Leben füllen. Nö-

tig sind rund drei Millionen Euro, um die 

Sammlung langfristig und fachgerecht zu 

sichern. Ihrigs professionelles Team kann 

nicht verantworten, dass die Erinnerun-

gen verfallen. Zu Recht! 

Die Jeckes bewahrten in Israel einen Teil 

deutsch-jüdischer Geschichte auf, als die 

Nazis Juden ermordeten und ihre Kultur-

güter zerstörten. Viele Jeckes verloren die 

Hoffnung nicht, dass es wieder jüdisches 

Leben in Deutschland geben würde. Ihre 

Nachfahren sind zuversichtlich, dass die 

Hilfen für das Museum aus Deutschland 

kommen. Deutsche Juden in Israel legen 

ihre Erinnerungen in deutsche Hände. Das 

ist ein Zeichen großen Vertrauens und alles 

andere als selbstverständlich. Wenn die-

ses Vertrauen verspielt wird, wäre dies ein 

Grund zur Trauer im »1700 Jahre«-Festjahr 

und ein postumer Triumpf nationalsozia-

listischer »prognostischer« Geschichtspoli-

tik. Liebe deutsche Politiker, das darf nicht 

geschehen! Deutschland muss helfen!

g Die Autorin ist wissenschaftliche Mitar-

beiterin im Projekt »Versöhnung« der Uni-

versitäten Bonn, Haifa, Jerusalem und Tokio.

Der siebte Tag

JUBILÄUM Eine kirchlich-gewerkschaftliche Allianz feiert »1700 Jahre 

freier Sonntag« – ein guter Anlass für einen Blick auf den Schabbat

von rabbiner andreas nachama

A
m Mittwoch veranstaltete eine 

kirchlich-gewerkschaftliche Al-

lianz die Jubiläumsfeier »17oo 

Jahre freier Sonntag«. Dem Auf-

takt soll eine bundesweite Reihe lokaler 

Aktionen und Gottesdienste rund um das 

Thema folgen. Die Allianz wolle damit 

»ein Zeichen für den Erhalt des Kultur- 

erbes freier Sonntag« setzen. Bezug neh-

men die Veranstalter auf ein Edikt Kons-

tantins, der am 3. März 321 den Sonntag 

zum wöchentlichen Ruhetag erklärt hatte. 

Es war dieser Kaiser, der im selben Jahr 

ein im Römischen Reich geltendes Gesetz 

erließ, wonach Juden in den Stadtrat beru-

fen werden konnten – Ausgangspunkt für 

die Feierlichkeiten zum Jubiläum »1700 

Jahre jüdisches Leben in Deutschland«. 

Man soll Feste feiern, wann immer es 

möglich ist. Aber sind 1700 Jahre für die 

Einsetzung eines arbeitsfreien Tages nicht 

etwas kurz gegriffen?

Diese Frage stellt sich unabhängig davon, 

wie das Ruhegebot in biblischen Zeiten 

umgesetzt wurde. Denn da lesen wir einer-

seits in der Tora vom Verbot, den Wohn-

ort zu verlassen, andererseits bei dem vor 

rund 2500 Jahren wirkenden Propheten 

Nechemia, dass die arbeitsfreien wöchent-

lichen Ruhetage nicht immer vollständig 

eingehalten wurden. Der Schabbat gehört 

aber schon zum Schöpfungswerk. Ohne 

ihn wäre die Welt nicht vollkommen. Im 

Sinne der schönen Vorstellung in der Hym-

ne »Lecha Dodi« nehmen Gläubige jeden 

beginnenden Schabbat als Braut Gottes 

respektvoll in Empfang. Liebevoll und mi-

nutiös regeln rabbinische Entscheidungen 

den Umgang mit den Lebenssituationen 

am Schabbat.

Wie sehen nun die später erlassenen 

Vorschriften des Kaisers Konstantin aus? 

»Alle Richter und Einwohner der Städte, 

auch die Arbeiter aller Künste, sollen am 

ehrwürdigen ›Tag der Sonne‹ ruhen.« 

Daher der Begriff »Sonntag« und der Tag 

davor, der Sonnabend, als Rüsttag für den 

Sonntag. Die Mehrheit seiner Soldateska 

waren wohl Anhänger des Mithraskults, ei-

ner Sonnenanbeterreligion, aber auch die 

Heidenchristen feierten den achten Tag als 

»Tag des Herrn«, an dem ihrer Vorstellung 

nach Jesus von Nazareth auferstanden ist.

Und was ist mit den Bauern? Oder den 

»Unfreien« wie etwa den Sklaven? Das 

vierte Gebot ist da allumfassend: »Du sollst 

am Schabbat keinerlei Arbeit tun, weder du 

selbst, noch dein Sohn, noch deine Tochter, 

noch dein Knecht, noch deine Magd, noch 

dein Vieh, noch dein Fremdling, der sich in 

deinen Toren befindet.« Allerdings bleibt 

selbst im christlich geprägten Mittelalter 

Sonntagsarbeit trotz verpflichtender Messe 

für Christen eher die Regel. 

Ohne den Schabbat 

wäre die Welt 

nicht vollkommen.

Auch die Reformation brachte da wenig 

Veränderung. Zum Schabbatgebot befand 

Martin Luther im großen Katechismus: 

»Darum geht nun dieses Gebot uns Chris-

ten nach dem grob-äußerlichen Wortsinn 

nichts an. Denn es handelt sich um ein 

ganz äußerliches Ding, das, wie andere Sat-

zungen des Alten Testaments, an besondere 

Weisen, Personen, Zeiten und Orte gebun-

den war; diese sind nun durch Christus alle 

freigegeben.« Aber wenn schon ein Ruhe-

tag, dann, so Luther, »weil man sonst nicht 

dazu kommen kann, Gelegenheit und Zeit 

hat, um am Gottesdienst teilzunehmen«.

Im Alten Europa vor der Industrialisie-

rung waren arbeitsfreie Zeiten durch die 

Vegetationsperioden beziehungsweise 

die von Licht und Dunkelheit vorgegebe-

nen Tageszeiten quasi vorbestimmt. Erst 

mit der Durchtaktung des Lebens, insbe-

sondere der möglichst 24/7 umfassenden 

Nutzung der Maschinen durch Indus-

triearbeiter, kam durch Gewerkschaften die 

Limitierung der Arbeitszeit als Mittel des 

Arbeitsschutzes auf. So wurden im 19. und 

20. Jahrhundert arbeitsfreie Zeiten durch 

gesetzgeberische Maßnahmen durchge-

setzt, sind also im Grundgesetz geschützt. 

Nur in wenigen europäischen Staaten gibt 

es so umfassende Sonntagsruhebestim-

mungen wie in Deutschland. Es gibt aber 

immer wieder Versuche ökonomischer In-

teressensvertreter, die in Deutschland ge-

setzlich vorgegebene Sonntagsruhe weiter 

einzuschränken. Die Kirchen halten – trotz 

des oben zitierten Lutherverdikts – nach-

haltig dagegen. Gleichwohl ist die Schab-

batruhe wesentlich umfassender und ei-

gentlich nur durch »Pikuach nefesch«, die 

Lebensrettung, und die daraus sehr groß-

zügig, aber wohl notwendiger Weise abge-

leiteten Ausnahmen eingeschränkt.

Arbeitsfreie Tage wurden auch als Mit-

tel des politischen Machtmissbrauchs ein- 

gesetzt. So wurde zum Beispiel der 

»Kampftag der Arbeiter«, der 1. Mai, als 

arbeitsfreier Tag erst 1933 zur Kompensa-

tion der Auflösung freier Gewerkschaften 

von den Nationalsozialisten eingeführt.

Nach jüdisch-traditioneller Vorstellung 

standen Moses und die Israeliten vor 3334 

Jahren am Sinai und erhielten das vierte 

Gebot: »Gedenke des Schabbattages, um 

ihn heilig zu halten!« Der Schabbat nicht 

als Geschenk oder Gnadenakt eines Herr-

schers, sondern als Teil der Schöpfung, an 

die sich der Mensch erinnern soll, um sich 

selbst nahezukommen und sich, aber auch 

Gott, dabei zu heiligen. Der Schabbat mit 

seinem umfassenden Konzept von Arbeits-

ruhe und Heiligung des Tages durch gottes-

dienstliche Verrichtungen ist qualitativ et-

was anderes als ein von Herrschern gnädig 

erlassenes Arbeitsruhegebot. Das Jüdische 

Lexikon führt in seinem Artikel über »Sab-

bat« mögliche Vorläufer des wöchentlichen 

Ruhetages auf, um dann festzustellen: 

»Israel hat es, wie überall auf religiös-sitt-

lichem Gebiete, verstanden, unedles Metall 

in lauteres Gold umzuschmelzen.«

g Der Autor ist Vorsitzender der Allge-

meinen Rabbinerkonferenz (ARK) und 

jüdischer Präsident des Deutschen Koor-

dinierungsrates der Gesellschaften für 

Christlich-Jüdische Zusammenarbeit. 
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